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Minister Christian Pegel während der Aktuellen Stunde 
Foto: Uwe Sinnecker

Vielen Landtagsabgeordneten war 
die Brisanz des Themas der von der FDP 
beantragten Aktuellen Stunde nicht be-
wusst. Nach einer schwerwiegenden Cy-
berattacke im Oktober 2021 auf Kom-
munalverwaltungen in Westmecklen-
burg wurden über den Monat April 2023 
bundesweit intensive Angriffe auf Inter-
netseiten von Landesregierungen, der 
Polizei, verschiedener Einrichtungen 
und Verwaltungen registriert. 
Diese Massenaufrufe von Internetseiten 
führten dazu, dass sie überlastet und so-
mit nicht mehr auffindbar waren. Im Ge-
gensatz dazu geht es bei Ransomware-
Angriffen darum, Daten zu blocken und 
erst gegen Zahlung von Lösegeld wie-
der freizuschalten. 
Mit der Aktuellen Stunde wollte die FDP 
das Bewusstsein für diese Gefahren aus 
dem Cyberraum schärfen und die Lan-
desregierung daran erinnern, ein IT-Si-
cherheitsgesetz mit der Festschreibung 
von Mindeststandards auf den Weg zu 
bringen. Denn die FDP wolle statt weni-
ger, mehr Digitalisierung – ein Gedanke, 
dem sich DIE LINKE anschloss. Aber das 
funktioniere nur, „wenn wir diese Digita-
lisierung vor Angriffen schützen“, mahn-
te die FDP. 
 

Innenminister Christian Pegel (SPD) be-
stätigte, dass die Zahl der Angriffe auf die 
Landesverwaltungen im Land im Millio-
nenbereich liege. Bislang habe das Lan-
desrechenzentrum das „extrem gut“ ab-
wehren können. Leider gebe es keine 
hundertprozentige Sicherheit.  
Privatpersonen könnten durch Sorgfalt 
im Passwort-Management und einem 
vernünftigen Backup viel Schaden ab-
wenden, riet die AfD und zitierte das ge-
flügelte Wort der IT-Branche: „Kein Back-
up, kein Mitleid!“ Der AfD machte aller-
dings Sorge, dass Solar- oder Windparks 
Einfallstore für Angriffe auf die kritische 
Infrastruktur sein könnten. 
Die Cybersicherheit bleibe das A und O 
in einer sich weiter digitalisierenden 
Wirtschaft und Gesellschaft, unterstrich 
DIE LINKE. Auch wenn mit wirksamen 
Backup-Systemen viel erreicht werde, 
bleibe der größte Unsicherheitsfaktor 
der Mensch. 
Cyberangriffe verursachten in Deutsch-
land einen jährlichen, wirtschaftlichen 
Schaden von 203 Milliarden Euro, trug 
die CDU vor. Hätte man hier nicht Son-
dervermögen einrichten müssen, um 
diese Art von Gefahr zu bannen, fragte 
die CDU. 

Für die SPD stand Prävention schon im-
mer hoch auf der Agenda. In Anbetracht 
einer zunehmend vernetzten Welt, brau-
che es Sicherheitsstandards, die von 
„vornherein mitbedacht“ werden müs-
sen. Denn tatsächlich könne ein Fehler 
ausreichen, um ein ganzes System lahm-
zulegen. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollte die Per-
spektive der fehlenden Fachkräfte in die 
Debatte einbringen: „IT-Sicherheit, steht 
und fällt mit den zuständigen Men-
schen“. Sie werde auch von einem allge-
meinen Technikverständnis befördert 
oder wenn das Wissen über Sicherheits-
lücken offen kommuniziert werde. 
Damit Digitalisierung vorankäme, brau-
che es IT-Sicherheit und darum dürfe 
das Land nicht bis zum Ende der Legisla-
tur mit dem IT-Sicherheitsgesetz warten, 
mahnte am Ende der Aussprache die 
FPD. 
Ja, das Informationssicherheitsgesetz 
werde gebraucht „und das wird auch 
kommen“, sicherte Innenminister Pegel 
zu.  
 
 
Lesen Sie im Anschluss Ausschnitte aus 
den Redebeiträgen der Abgeordneten.   

Schutz vor  
Cyberangriffen 

IT-Sicherheitsgesetz soll kommen

A u s  d e m  P e n u m / A k t u e l l e  S t u n d e
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David Wulff, FDP:       
     

„Wann schaffen wir es  
endlich, Sicherheitsstandards 
festzulegen?“   

[…] Wir hatten […] einen Angriff in Westmecklenburg. […] 
und es hat sechs Monate gedauert, […] bis der Normalbe-
trieb in der öffentlichen Verwaltung wiederhergestellt wur-
de. Wir hatten […] einen Angriff […] auf die Websites der 
Landesregierung, auf die der Polizei. […].  
 
 […] ein Cyberangriff auf Krankenkassen, […], […] auf Rhein-
metall. […] Und das waren alles keine Zufälle […].  
 
[…] Wir sind angreifbar. […] Jetzt kann man fragen, ist das 
Ganze kritische Infrastruktur oder nicht. […] Ja, öffentliche 
Verwaltung […] ist dafür da, das öffentliche Leben unserer 
Gesellschaft […] ordnungsgemäß aufrechtzuerhalten. […] 
deswegen ist es wichtig, dass wir […] alle öffentlichen Ver-
waltungen auch bei Bedrohungsszenarien am Laufen halten 
und vernünftig schützen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der FDP 
und Daniel Peters, CDU) 

 
[…] Wir hatten das […] Thema schon […] hier im Landtag bei 
unserem Antrag zum Thema Cybersicherheit am Anfang die-
ser Legislaturperiode. Häufig werden DDoS-Attacken gefah-
ren […].  
 
[…] kurz eine Erklärung […]: […] Wenn man sehr viele Anfra-
gen an einen Service richtet, damit diese nicht mehr bearbei-
tet werden können, geht dieser irgendwann in die Knie. […].  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Technisch übersetzt bedeutet das, man macht einfach so vie-
le Anfragen, bis ein Dienst nicht mehr erreichbar ist. In der 
Vergangenheit war das häufig so, […], dass das gar keine so 
sehr gezielten Angriffe waren, aber seit dem Krieg in der 

Ukraine […] wissen wir, dass da auch andere Motive dahinter-
stecken können.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Das wissen wir schon vorher.) 

 
Und diese Ransomwareangriffe […], also Erpressungsversu-
che, das ist moderne Piraterie […]. […] mit Kaperbriefen von 
ausländischen Regierungen.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Das hat doch China schon vorher gemacht.) 

 
[…] Wir müssen darüber reden, wie wir wehrhaft werden. 
Dann schaffen wir es, eine IT-Infrastruktur vernünftig zu 
schützen, […] Sicherheitsmaßnahmen so zu ergreifen, dass 
es […] keinen Sinn mehr macht, […] Angriffe zu fahren. […] 
Das sind ganz einfache Sachen der Kriminalitätsabwehr, die 
wir hier in den digitalen Bereichen ersetzen müssen.  
 
Und gerade beim Thema Digitalisierung – […] wir wollen 
mehr […] Digitalisierung im öffentlichen Leben. […] wir sa-
gen aber auch, das funktioniert nur, wenn wir diese Digitali-
sierung vor Angriffen schützen […].  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der CDU und FDP) 

 
Was haben wir für Möglichkeiten, da voranzugehen? Wir ha-
ben ein Beispiel aus dem Land Sachsen-Anhalt […]. Da gab 
es […] einen Cyberangriff, der […] über Monate das komplet-
te öffentliche System […] lahmgelegt hat. Ein Jahr später hat 
es […] Sachsen-Anhalt geschafft, ein IT-Sicherheitsgesetz auf 
den Weg zu bringen […].  
 
[…] Ich vermisse immer noch die Vorlage der Landesregie-
rung zum IT-Sicherheitsgesetz Mecklenburg-Vorpommern.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der FDP) 
 
Wir haben […] im Innenausschuss […] zu […] IT-Sicherheit 
schon beraten. […]. […] das ist jetzt […] anderthalb Jahre her 
[…]. […] wann kommt das […] in diesem Landtag […] an? 
Wann schaffen wir es endlich, Sicherheitsstandards festzule-
gen, damit wir […] unser öffentliches Leben […] vernünftig 
und sicher schützen können?! 
 
[…] dafür brauchen wir ein IT-Sicherheitsgesetz […]. […] 
wenn wir das […] nicht in den Griff bekommen, […] sind wir 
offen wie ein Scheunentor 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der CDU und FDP)
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Minister Christian Pegel:        
     

„Das Informations- 
sicherheitsgesetz brauchen 
wir.“  
 

[…] wenn wir offen wie ein Scheunentor wären, wären wir im 
Jahr 2023 in keiner einzigen öffentlichen Verwaltung mehr 
handlungsfähig, […], weil wir eben längst mit guten Stan-
dards arbeiten und auch die Kommunalverwaltungen eben 
nicht jeden Tag dreimal ausfallen, […] 
 
[…]  so zu tun, als ob die öffentliche Hand völlig blank da-
stünde und alle anderen nicht, verkehrt ein bisschen die Tat-
sachen, […] 
 
[…] Wir haben Detektions- und Reaktionsfähigkeiten in den 
letzten Jahren ausgebaut und im Übrigen auch immer ler-
nend mit Angriffen, die anderen oder uns widerfahren sind. 
[…] es ist für uns nie fertig, sondern ein stetiger Prozess, der 
weiter voranschreitet, mit dem die Kolleginnen und Kollegen 
im DVZ, aber auch im landeseigenen CERT, dem Computer-
notfallteam, in dem Vorsorgeteam aktiv sind. 
 
Wir orientieren uns dabei an dem, was angesprochen für kri-
tische Infrastrukturen verpflichtend ist, wir orientieren uns 
dabei an den Sicherheitsstandards für den IT-Grundschutz 
des Bundesamtes für Sicherheit. […] DDos-Angriffe, zu gut 
Deutsch, ich habe eine Einkaufsmall mit einer Türenbreite, 
durch die 50 Personen pro Stunde passen – oder pro Minute, 
dürfen Sie sich aussuchen –, und ich lasse einfach 5.000 Leute 
gleichzeitig drauf zu laufen. Genau das passiert bei so einem 
DDos-Angriff: Die Türen verstopfen, hinten entstehen Stau-
ungen, das System bricht zusammen. Das ist die Idee dahin-
ter. Diese Angriffe sind bundesweit gelaufen, im Übrigen 
auch in europäischen Nachbarländern.  
 
[…] Wenn Sie draufschauen, ist die größte Herausforderung 
für uns mit Sicherheit Ransomware, ebenfalls angesprochen, 
zu gut Deutsch Verschlüsselung von Daten von außen, nicht 
selten dadurch geschehend, […] dass Menschen, die eine E-
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Mail bekommen, glauben, ihnen schriebe jemand, der es gut 
mit ihnen meint, eine Anlage öffnen, bei der sie nicht mer-
ken, dass sie dabei einen Prozess in Gang setzen, bei dem 
schädliche Software auf dem jeweiligen System niederge-
legt wird, mit der hinterher dann ein Zugriff auf die Systeme 
geschieht. Und dann ist der Versuch, die gesamten Datenbe-
stände quasi einzusperren, als Geisel zu nehmen und hinter-
her in einem Erpressungsversuch – daher das englische Wort 
„ransom“ –, also hinterher gegen Lösegeld vielleicht oder 
auch nicht die Systeme freizugeben. 
 
Und die wichtigste Überschrift ist und bleibt – und das gilt 
auch für alle öffentlich-rechtlichen Beteiligten –, ich brauche 
ein extrem gutes Backup, ich brauche also ganz kurzfristig 
immer wieder eine entsprechende Sicherung meiner Daten, 
und zweitens, ich brauche eine professionalisierte und im-
mer wieder ausprobierte Reaktivierung dieser gesicherten 
Daten. […] 
 
Wir reden ganz bewusst mit dem eGo-Zweckverband. Das ist 
der Zweckverband der kommunalen Beteiligten, der nicht al-
le Kommunen, aber doch die große Mehrzahl umfasst. Wir 
bereiten auch mit denen zusammen weiterhin das Informa-
tionssicherheitsgesetz vor.  […] 
 
[…] Dass wir mehr Kolleginnen und Kollegen gebrauchen 
können, da haben Sie recht, Herr Wulff. Unser Problem ist, 
dass die Stellen da sind, aber die Menschen zu finden deut-
lich schwerer ist, weil wir nicht immer mit den Gehältern kon-
kurrieren können, die außerhalb gezahlt werden. Aber noch 
mal, 55 Leute – und das ist ein Riesenerfolg – sind in den letz-
ten Jahren auf diese Art und Weise als IT-Sicherheitsexperten 
ins LKA, in die Landespolizei, in die verschiedenen Bereiche 
gekommen. 
 
Wir sind auf einem deutlich besseren Weg, als der fatalisti-
sche Grundanspruch in den Blick nehmen möchte, aber 
noch mal, das Informationssicherheitsgesetz brauchen wir 
trotzdem […] 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und DIE LINKE) 
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es gibt […] einfache Möglichkeiten, an die sich jeder halten 
sollte. Und das sollte man auch den Verwaltungen deutlich 
machen, das sollte man jeder Privatperson deutlich machen. 
Das sind hier simple Sachen: ein vernünftiges Passwortma-
nagement, ein vernünftiges Backup – ich habe mal irgendwo 
gelesen, kein Backup, kein Mitleid –, 
 

(Heiterkeit bei Petra Federau, AfD) 
 
Aktualisierung permanent auf dem Laufenden zu halten und 
sich darum zu kümmern, dass man eben Unbefugten den 
Zugriff verweigert, schlicht und ergreifend.  
 
[…] Die Bundesregierung will, was die Quantensicherheit an-
geht oder vielmehr die Quantentechnologien angeht, 3 Mil-
liarden Euro investieren. Das erscheint mir sinnvoll. Wenn wir 
allerdings die Quantentechnologie mit Künstlicher Intelli-
genz verbinden […] dann haben wir neben dem Nutzen, den 
wir daraus ziehen, auch die gewaltige Herausforderung, dass 
wir eben auch vor enormen Sicherheitsherausforderungen 
stehen.  
 
Und ich sage das deshalb, diese Quantentechnologie, die 
wird in einem breiten Rahmen einsatzbereit sein in den 
nächsten zwei bis fünf Jahren. Und vor dem Hintergrund soll-
ten wir uns auch jetzt schon Gedanken machen, wie wir das 
implementieren in die Sicherheitstechnologie, die wir jetzt 
schon haben, damit […] wir vielleicht da Vorreiter sind. […] 
 
Ich kann dieses positive Szenarium derzeit so nicht teilen, weil 
mir insbesondere diese Angriffsmöglichkeiten auf unsere In-
frastruktur, was die Energieversorgung angeht, das bereitet 
mir echt Sorge. […] da müssen wir eben auch die Unterneh-
men sensibilisieren. Da müssen wir auch unsere Verwaltung 
sensibilisieren, dass man eben nicht bestimmte unbekannte 
Mails anklickt. Man kann gar nicht oft genug darauf hinwei-
sen, dass ein erhöhtes Sicherheitsrisiko für die Cybersicher-
heit eben auch vor dem Rechner sitzt und nicht unbedingt 
nur technisch bedingt ist […] 
 
Also an der Stelle […] warum wir dringend in IT-Sicherheit 
oder in Cybersicherheit investieren müssen. Da laufen Sie bei 
uns offene Türen ein und da werden wir uns bei den nächsten 
Haushaltsberatungen auch sinnvollen Möglichkeiten nicht 
verschließen, sondern im Gegenteil, genau da ein besonde-
res Augenmerk darauf richten, damit wir an der Stelle weiter-
kommen, […] – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 

Jens-Holger Schneider, AfD:       
     

„Kein Backup, kein Mitleid.“    

 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Wertes Präsidium! Liebe 
Landsleute! Verehrte Gäste! Meine Damen und Herren! […] 
 
Die Angriffe sind genannt worden, mit denen sich die öffent-
liche Verwaltung auseinandersetzen musste. Ich setze noch 
einen drauf: […] 
 
Das BSI hat tatsächlich bis Ende 2021 zweimal im Jahr die 
höchste Sicherheitsstufe ausrufen müssen […] weil es so vie-
le Sicherheitslücken gibt. 
 
Und um die Brisanz auch noch mal deutlich zu machen […]: 
Wir reden […] darüber, dass es nicht lange dauert […] sich 
[…] schlauzumachen, wie wir unsere kritischste Infrastruktur 
angreifen können […] 
 
Professor Frank Arendt von der Wirtschaftsförderung Bremen 
GmbH hat deutlich gemacht, wie einfach das ist, Windkraft-
anlagen anzugreifen, Offshoreanlagen im Besonderen […] 
 
[…] Wir könnten uns jetzt zurücklehnen. […] Bismarck hat 
gesagt […] in Mecklenburg passiert alles 50 Jahre später […
] so witzig ist das nicht, weil dort überall, wo es drauf an-
kommt […] da haben wir die Problematik, von der wir reden.  
 
[…] Und ich will sogar noch einen draufsetzen:  
 

(allgemeine Unruhe –  
Minister Dr. Till Backhaus: Oha! –  

Zuruf aus dem Plenum: Noch einen!) 
 
[…] die ganz normale herkömmliche Verschlüsselung, die so-
genannte RSA-Technologie mit 2.048 Bit Zeichenlänge, da 
würde ein normaler Computer […] um die 100.000 Jahre 
brauchen, das auszurechnen. Ein Quantencomputer schafft 
das […] innerhalb von wenigen Minuten […] 
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Michael Noetzel, DIE LINKE:        
     

„Klar ist, dass Cybersicherheit 
das A und O ist.“   

 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Die FDP-Fraktion setzt mit ihrer heutigen Aktuellen Stun-
de ein wichtiges Thema auf die Tagesordnung des Landtages 
[ …]  
 
Mein Dank gilt aber – und auch da muss ich dem Minister bei-
seitespringen – insbesondere der Task Force des Landes, IT-
Dienstleister DVZ und dem Computernotfallteam der Lan-
desregierung CERT, welche auch über die Osterfeiertage im 
Einsatz waren, um unberechtigte Zugriffe auf die Landessei-
ten zu verhindern und am Schutz der Server zu arbeiten.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Wir stehen also – auch da springe ich dem Minister bei – alles 
andere als blank da, und das ist auch gut so.  
 
Initiator der letzten groß angelegten Attacke, die im gesam-
ten Bundesgebiet zu verzeichnen war, soll eine russische Ha-
ckergruppe gewesen sein, wobei anscheinend bis heute un-
klar ist, ob diese eigenmächtig oder im Auftrag handelte. 
 
Am Ende ist das auch nebensächlich, denn so vielfältig, wie 
die Angriffe sind, so vielfältig sind auch die Motivationen. Wir 
wissen, dass sich moderne Kriegsführung auch in den digita-
len Raum verlagert und mit einem Krieg, wie wir ihn derzeit 
wegen des völkerrechtswidrigen Angriffs Russlands auf die 
Ukraine zu verzeichnen haben, auch Attacken auf Verbünde-
te steigen können […] 
 
Für den Angegriffenen ist die Motivation im Zweifel auch 
zweitrangig. Wenn überhaupt, ist für den Betroffenen von In-
teresse, ob es eine Geldforderung gibt und wie hoch diese ist. 
Aber an erster Stelle steht jedoch der Schaden, der verursacht 
wurde, und der kann immens sein, insbesondere dann, wenn 
kein Backup vorhanden ist […] 
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 Ich bin davon überzeugt, dass die Landesregierung entspre-
chend gut aufgestellt ist beziehungsweise sich immer besser 
aufstellen wird. Das wird allein durch die Bündelung von Di-
gitalisierung und Sicherheit im neu eingerichteten Innenmi-
nisterium deutlich. Insofern danke ich der FDP-Fraktion für 
den Titel der Aktuellen Stunde,  
 

(René Domke, FDP:  
Gern geschehen!) 

 
[…] Die sechs digitalen Innovationsräume sind wichtige An-
laufstellen für Start-ups, für bestehende Unternehmen, für 
Kreative, aber auch für Studentinnen und Studenten sowie 
für Bürgerinnen und Bürger.  
 
Die Einrichtung der Stabsstelle „Digitaler Wandel“ mit einem 
fünfköpfigen Team war ein weiterer wichtiger und richtiger 
Schritt, um Akteurinnen und Akteure zu vernetzen und eine 
koordinierende Stelle zu haben. Die Digitalisierung kann ein 
Wachstumstreiber der Wirtschaft sein.  
 
Klar ist aber – und darauf möchte ich hinaus –, dass Cybersi-
cherheit das A und O ist in einer sich weiter digitalisierenden 
Wirtschaft und Gesellschaft. Und wie die Industrie- und Han-
delskammern feststellten, wird die Cybersicherheit insbeson-
dere von vielen kleinen Unternehmen stiefmütterlich behan-
delt und unterschätzt. Eine Umfrage hat ergeben, dass von 
100 Unternehmen, die an einer Befragung teilgenommen 
haben, bereits ein Drittel Ziel von Angriffen waren. Die Schä-
den reichen von gestohlenen Daten bis hin zu Lösegelder-
pressungen.  
 
Hier ist und bleibt ein klarer Bedarf für Schulungen von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern. Dazu muss das Thema bei 
den Unternehmerinnen und Unternehmern auch noch stär-
ker ins Bewusstsein rücken. Auch hier sehe ich mit der ge-
schaffenen flächendeckenden Infrastruktur an Innovations-
zentren die Möglichkeit, dass sich unsere Unternehmen bes-
ser aufstellen, denn der größte Unsicherheitsfaktor ist und 
bleibt der Mensch, der viel zu oft Türen für Angriffe erst öffnet, 
und da nützt dann auch das beste Virenprogramm nichts […] 

Michael Noetzel, DIE LINKE

A k t u e l l e  S t u n d e
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Ann Christin von Allwörden, CDU:       
     

„Die große Überschrift  
von allen Maßnahmen, […]  
lautet Prävention.“   

[…] die Gefahren für unser Land, für die Bürger in unserem 
Land aus dem Bereich des Cyberraumes werden keinen Deut 
weniger gefährlich für uns und die Gefahren sind ebenso 
hoch. Und hier hätte im Grunde schon viel früher auch ein 
Sondervermögen in die Hand genommen werden müssen, 
um diese Gefahren zu bannen. Aber was ist passiert? Leider, 
wie ich es eben auch schon mal sagte, gar nichts. Eine Zeiten-
wende in diesem Bereich wurde nicht angekündigt. Frau 
Faeser hat zwar Mitte des letzten Jahres eine Cybersicher-
heitsagenda auf den Weg gebracht, also Maßnahmen vorge-
legt, etwas angekündigt, aber seitdem ist auch leider wieder 
nichts mehr passiert. 
 
[…] um diese Aktualität auch noch mal etwas plastischer dar-
zustellen, hat Herr Wulff eben ganz, ganz, ganz viele Beispiele 
genannt von Cyberangriffen, die nur im Monat April getätigt 
worden sind, von Ländern wie Russland, China oder Nordko-
rea auf unser Land. Und wir dürfen auch auf gar keinen Fall 
den Fokus nur auf unsere Verwaltung legen, […] 
 
Aber genauso groß, wenn nicht noch größer, sind die Gefah-
ren natürlich auch für unsere wirtschaftlichen Unternehmen. 
Wir haben im Jahr in Deutschland einen Schaden durch Cy-
berangriffe im wirtschaftlichen Raum von – und das müssen 
Sie sich auf der Zunge zergehen lassen – 203 Milliarden Euro. 
203 Milliarden Euro Schaden! Und das bewegt jetzt aber nie-
manden dazu zu sagen, wir müssen unbedingt in diesem Be-
reich aufrüsten. Nee, man nimmt das irgendwie so hin und 
sagt, na ja, müssen wir vielleicht irgendwann mal drüber re-
den. Nee, eigentlich sind wir schon in diesem Bereich weit 
nach zwölf. Wir hätten längst viel, viel mehr in die IT-Sicher-
heit, in die Sicherheit von Infrastruktur stecken müssen.  
 
[…] Wir hatten eine Anhörung zum Thema Cybersicherheit 
im Innenausschuss, und ich bin ganz ehrlich, auch ich bin 
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wirklich geschockt aus dieser Anhörung rausgegangen. Uns 
wurde da sehr, sehr deutlich gemacht, dass wir sehr, sehr 
wohl ein offenes Scheunentor sind in Mecklenburg-Vorpom-
mern. Das jetzt schönzureden, halte ich für sehr, sehr schwie-
rig, denn das sagt mir jetzt ja eigentlich im Grunde, wir sind 
immer noch nicht bereit, das Problem zu sehen, wir sind im-
mer noch nicht bereit, Geld in die Hand zu nehmen für Perso-
nal, für Prävention, wir sind immer noch nicht bereit, dieses 
Problems tatsächlich auch Herr zu werden.  
 
Ich glaube aber, dass das auch genau in unserem Verantwor-
tungsbereich liegt, auch für unsere Wirtschaftsunternehmen 
im Land, denn die große Überschrift von allen Maßnahmen, 
die wir treffen müssen, lautet Prävention. Prävention! Wir 
müssen den Menschen, der vorm Computer sitzt, der vor der 
Infrastruktur sitzt, den müssen wir mitnehmen. Wir müssen 
geschultes Personal in die Fläche schicken, den Menschen zu 
sagen, wie schützen wir uns, wie schützen sie sich vor Cyber-
angriffen. Das ist das A und O, damit uns das auch gelingt, vor 
allen Dingen auch dann die Ermittlungsbehörden überhaupt 
in eine Situation bringen zu können, in der sie der Lage über-
haupt Herr werden können im Ermittlungsbereich.  
 
Denn sind wir doch mal ehrlich, wir hecheln dem Ganzen nur 
hilflos hinterher. Wir werden in dem Ganzen im Ansatz nicht 
Herr der Lage, und das muss man auch mal in aller Deutlich-
keit so sagen. Es ist so, wir haben nicht genug Personal, wir 
stecken nicht genug in Sachausrüstung. Wir sind uns der Sa-
che Prävention auch nicht bewusst. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der CDU und FDP) 
 
[…] Das ist wichtig, zusammen auf den Weg bringen, was er-
forderlich ist, um unser Land effektiv vor Cyberangriffen zu 
schützen. 

Ann Christin von Allwörden, CDU

A u s  d e m  P l e n u m
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(Zuruf von Daniel Peters, CDU) 
 
was, wenn man möchte, ein Sicherheitsproblem mitbringt. 
[…] Wenn wir uns die letzten Jahre anschauen, dann können 
wir sehen, dass gerade auch Angriffe auf Netze teilweise 
durch Mitarbeiter bedingt sind, die vielleicht im Vorfeld sen-
sibilisiert wurden bei allen möglichen Sachen, aber auf ein-
mal ist da wirklich eine E-Mail, ist ein USB-Stick von einer ganz 
bekannten Person. […] 
 
Wenn wir anschauen, USB-Sticks können es sein, es können 
E-Mails sein, neuerdings, wir sehen, Firmen, aber auch Ver-
waltungen arbeiten mit QR-Codes. QR-Codes sind genauso 
Einfallspunkt. Autokennzeichen – […] ich kenne ein Beispiel 
aus den USA, da hat jemand sich gedacht, […] er macht ein-
fach aus seinem Kennzeichen Null, er schreibt einfach N-U-L-
L rauf […]. Auf einmal hat er Tausende, Zehntausende von 
Strafzetteln bekommen, weil […] wenn nicht genau ein 
Kennzeichen hinterlegt war, war im System einfach Null hin-
terlegt. 

(Heiterkeit bei David Wulff, FDP) 
 
[…] [I]n der IT ist es einfach „nichts vergeben“, und er hat ein-
fach Null, also „nichts vergeben“, reingeschrieben  
 

(Heiterkeit bei Julian Barlen, SPD) 
 
und er hat alle Strafzettel aus den USA bekommen, die ir-
gendwie aufgetaucht sind, und hat ein Problem gehabt, da 
rauszukommen.  
 
Und das sind Sachen, wenn man sich überlegt, na gut, wenn 
Null da drin ist, dann kann vielleicht auch eine Formel drin 
sein. Und wenn ich programmiere und eine Formel beispiels-
weise […] reinpacke in so ein Feld […] beim Onlineantrag, 
das sind alles Sachen, die muss ich bedenken. Und deswegen 
gibt es ja den IT-Grundschutz. Deswegen gibt es ja gewisse 
Sicherheitsstandards, die genau dafür sorgen, dass ich, wenn 
ich so etwas programmiere, immer auch mit so was rechnen 
muss […].  
 
[…] Und was das Land macht, hat der Minister auch gerade 
gesagt, Unterstützungsangebote für Kommunen, Weiterbil-
dung, Sensibilisierung, die Frage, wirklich, die Hacker kom-
men. 
 
[…] Ich glaube, wir sind auf einem guten Weg. Dass die 
Schwierigkeit damit einhergeht, dass die Technik sich immer 
verändert, dass wir immer neue Sachen bekommen, führt da-
zu, dass jeder Bürger und jede Bürgerin genauso wie jeder 
Mitarbeiter in der Verwaltung immer schön Updates installie-
ren sollte […], dass dann die Schwachstellen, die aktuell be-
kannt sind, auch tatsächlich behoben werden. Und ich glau-
be, wir sind da gemeinsam auf einem guten Weg. – Vielen 
Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und DIE LINKE) 

Philipp da Cunha, (SPD):        
     

„Ich glaube, wir sind  
auf einem guten Weg.“   

Ich musste ganz ehrlich am Anfang daran denken, als ich das 
Thema gelesen habe, […] die meisten von Ihnen kennen ja 
noch die Plakate […] „DIGITAL FIRST. BEDENKEN SECOND.“ 
Das war […] in einem der Wahlkämpfe ja intensiv […]. Da 
fragt man sich schon, okay, ist denn Bedenken second, ist 
denn die Sicherheit an der Stelle sozusagen für die FDP zweit-
rangig und man will dann zuerst erst mal digital umsetzen. 
 

(Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE) 
 
Ich glaube, […] wenn wir neue Prozesse mit ins Netz […] 
nehmen, wenn wir neue Sachen verknüpfen, bauen wir au-
tomatisch mögliche zukünftige Schwachpunkte auf. Deswe-
gen muss […] auch immer geschaut werden, welche Proble-
me können damit einhergehen.  
 
Und wenn ich jetzt […] Frau von Allwörden höre, 
 

(Zuruf von Daniel Peters, CDU) 
 
dass für die CDU Prävention bisher kein Thema war, tut mir 
leid sozusagen, für uns war es das. Da sprechen Sie wahr-
scheinlich nur für Ihre eigene Fraktion. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und DIE LINKE – Zuruf von Torsten Renz, CDU) 

 
Aber was kann denn eigentlich passieren? […] [D]er Minister 
hat gesagt, wie viele Tausende, Zehntausende, Hunderttau-
sende Angriffe so ein Landesnetz hat. Und das betrifft nicht 
nur das Landesnetz […]. Wir haben immer mehr vernetzte 
Geräte. Wenn wir ehrlich sind, haben wir mittlerweile Arm-
banduhren, die mithören können, durch die, wenn Sie wol-
len, auf Mikrofone zugegriffen werden kann. Das heißt, auch 
die Frage […], wie geht man mit Geheimsachen um […]. […
] Wir haben mittlerweile Kühlschränke, wir haben Mikrowel-
len, wir haben alles Mögliche, was sich vernetzen lässt, 
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Punkt 2.  
Fördern wir diejenigen, die wissen, wie es schon geht!  
 
Es gibt auch in Mecklenburg-Vorpommern Menschen, die 
bereit und in der Lage sind, sich für unsere gemeinsame digi-
tale Sicherheit einzubringen, entweder weil sie selbst die 
Schrauber- oder in diesem Fall vielleicht eher Hacker-Menta-
lität entwickelt haben oder weil sie vielleicht das Glück hat-
ten, erst vor Kurzem ihre Ausbildung beendet zu haben, dort 
bereits die wesentlichen Dinge über IT-Sicherheit gelernt zu 
haben, vielleicht auch mal von einer jungen Ausbilderin oder 
einem jungen Ausbilder Themen gelernt haben, die eben vor 
10/15 Jahren noch nicht auf dem Lehrplan standen. […] Die-
se Leute müssen wir mit offenen Armen empfangen – in den 
Unternehmen, insbesondere aber auch in der öffentlichen 
Verwaltung.  
 
[…] Und das hängt am Ende tatsächlich dann auch an der Be-
zahlung, aber auch an den sonstigen Bedingungen, die wir 
eben Familien hier in Mecklenburg-Vorpommern bieten kön-
nen. Da geht es um das Leben auf dem Land, gute, kurze We-
ge, gute Schulen, gute Kita. [...] 
 
Punkt 3.  
Fördern wir die Sicherheit für alle! 
 
[...] wenn wir in der Politik über IT-Sicherheit reden, dann muss 
wenigstens kurz auch das große Bild gezeichnet werden. Ich 
kann nicht einerseits von Herstellern fordern, dass sie Sicher-
heitslücken fixen, andererseits als Staat Lücken, die ich selbst 
finde oder ankaufe, finden lasse, zurückhalten, um sie für die 
Arbeit der Strafverfolgungsbehörden zu nutzen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
[…] Digitale Sicherheit gibt es entweder für alle oder für nie-
manden. Auch der Staat muss sich daher verpflichten, Sicher-
heitslücken, über die er Kenntnis erlangt, unverzüglich zu 
melden. Und wer eine Schwächung von Verschlüsselung for-
dert, der muss sich klar sein, dass er uns alle damit auch ge-
fährdet – die Menschen in diesem Land, die Unternehmen 
und nicht zuletzt auch die öffentliche Verwaltung. [...]  

Hannes Damm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:        
     

„Eine gelungene  
Digitalisierung steht und fällt 
mit den zuständigen  
Menschen.”    

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Abgeordnete der de-
mokratischen Fraktionen! […] 
 
Mein Eindruck hier im Land ist häufig, Geld wäre schon ir-
gendwie da, es fehlt aber am Ende an den Fachkräften. Eine 
gelungene Digitalisierung, und dazu gehört insbesondere 
der Bereich der IT-Sicherheit, steht und fällt mit den zuständi-
gen Menschen. Und da, werte Kolleginnen und Kollegen, da 
haben wir wirklich Handlungsbedarf. [...] 
 
Punkt 1.  
Fördern wir das allgemeine Technikverständnis!  
 
Ein Grund, warum wir in Deutschland so viele gut ausgebil-
dete Ingenieur/-innen haben, ist, dass es bisher immer ein-
fach war, die Technik, die wir nutzen, auch verstehen zu kön-
nen. Die sprichwörtliche „Schrauber-Mentalität“ setzt voraus, 
dass ich Dinge aufmachen kann, verstehe, wie sie funktionie-
ren, und dann vielleicht sogar mit ein bisschen Tuning wieder 
zusammensetzen kann. Das müssen wir bewusst fördern, 
wenn wir überlegen, mit welcher Technik wir Kinder und Ju-
gendliche zum Beispiel in den Schulen und in der Ausbil-
dung konfrontieren. 
 
Ich war da kürzlich selber erst im Schülerforschungszentrum 
in Rostock – einmalige Sache leider in Mecklenburg-Vorpom-
mern –, aber da konnte man sehen, wie junge Menschen ran-
geführt werden. Als sozusagen die einzige „Nerd AG“ haben 
sie sich bezeichnet in Mecklenburg-Vorpommern, und da-
von brauchen wir viel, viel mehr. Und das müssen wir auch als 
Land fördern, weil nur so kriegen wir dieses Technikverständ-
nis, diese Talente in den Schulen schon gefördert. […]  
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Am 10. Mai tagte Bundeskanzler 
Olaf Scholz mit den Ministerpräsiden-
tinnen und Ministerpräsidenten der 
Länder in Berlin, um die Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern in der 
Flüchtlingspolitik zu erörtern. Einen 
Tag nach diesem „Flüchtlingsgipfel“ 
informierte Ministerpräsidentin Ma-
nuela Schwesig das Parlament über 
die Ergebnisse und gab Gelegenheit 
zur Aussprache. Gemäß dem Thema 
der Berliner Beratungen ging es um 
die faire Unterstützung der Kommu-
nen, die legale und gesteuerte Immi-
gration nach Deutschland, beschleu-
nigte Asylverfahren, die konsequen- 
tere Rückführung abgelehnter Asyl-
suchender sowie die verbesserte In-
tegration derer mit einem Bleibe-
recht.  
 
Um Humanität und Machbarkeit ange-
sichts der „großen Aufgabe“ von Asyl 
und Flucht auf „einen praktischen Nen-
ner zu bringen“, sah Fraktionsvorsitzen-
der Julian Barlen (SPD) Bund, Land und 
Kommunen in einer „Verantwortungsge-
meinschaft“ verbunden.  
Denn neben der „moralischen Pflicht“ 
gebe es in Deutschland eine „sehr klare 
rechtliche Verpflichtung“ zum Asyl. So-
mit brauche es aller verfügbaren Akteu-
re auf jeder Ebene, damit Flüchtlinge 
nicht nur als Herausforderung, sondern 
auch als Chance begriffen würden. Mit 
diesem „360 Grad Blick auf das Thema“ 
habe der Bund den Ländern gestern 
mehr Geld bereitgestellt. Weiterhin wer-
de eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe die 
dauerhafte Finanzbeziehung ausgestal-

ten. Besprochen wurden darüber hinaus 
die Digitalisierung der Behörden, Verein-
fachungen bei der Errichtung von Un-
terkünften, „und eben auch eine strin-
gentere Anwendung des geltenden 
Rechts rund um die Asylverfahren“. 
 
Es könne nur gemeinsam gehen, knüpf-
te Ministerpräsidentin Manuela Schwe-
sig (SPD) an. Mit 23.000 ukrainischen 
Flüchtlingen und weiteren 7.300 Asylbe-
werbern in laufenden Verfahren stoßen 
die Kommunen im Land an ihre Gren-
zen. Bei steigenden Flüchtlingszahlen 
müsse die Unterstützung des Bundes 
steigen. „Ja, was denn sonst?“, fragte die 
Landeschefin, die die „konfrontative De-
batte mit der Bundesregierung“ am Tag 
zuvor als nicht „angemessen“ empfand. 
Nach langen Diskussionen habe der 
Bund den Ländern eine Milliarde Euro 
zugesichert – 19 Millionen davon für MV. 
„Unabhängig von der Debatte mit dem 
Bund“, versicherte Manuela Schwesig, 
erstatte das Land den Kommunen alle 
Kosten der Unterbringung. Doch ein 
„dauerhaftes“ Finanzierungssystem des 
Bundes sei unumgänglich. Genauso wie 
es klarer Verabredungen des Bundes mit 
Herkunftsländern bedürfe, damit abge-
lehnte Asylsuchende Deutschland wie-
der verließen.  
 
Jan-Phillip Tadsen (AfD) würde in die-
sen Krisenzeiten eine „Lösungsgemein-
schaft“ einer „Verantwortungsgemein-
schaft“ vorziehen. Der „unwürdige Ver-
teilungskampf um Steuergelder“ unter-
streiche das „schwache Ergebnis“ der 
Zusammenkunft in Berlin.  

Die Antwort der AfD-Fraktion sei die For-
derung nach Kontrolle über die Gren-
zen. Menschen ohne Aussicht auf ein 
Bleiberecht sollten schon an den Außen-
grenzen zurückgewiesen werden, et-
was, was auch Polen und Litauen an-
sprachen. So könne man von vornherein 
die Kosten der illegalen Migration sen-
ken. Anstatt neuer Sondervermögen 
und Verschuldung wolle die AfD in die 
Zukunft des Landes investieren. Heute 
fehlten bundesweit 378.000 Kita-Plätze 
und 700.000 Wohnungen müssten ge-
baut werden. So müsse es nicht verwun-
dern, wenn 69 Prozent der Bürger in Ost-
deutschland diese Politik nicht mehr 
wollten.  
 
Die knapp 20 Millionen Euro mehr für 
MV seien „schön“, würden aber nach An-
sicht des Fraktionsvorsitzenden Franz-
Robert Liskow (CDU) das Problem der 
zu hohen Flüchtlingszahlen „natürlich 
nicht lösen“. Wer behaupte, dass die 
deutschen Sozialleistungen nicht der 
Grund für die vielen Flüchtlinge seien, 
mache sich und den Bürgern etwas vor. 
Die „paar kleineren Maßnahmen“ von 
gestern lösten „das strukturelle Problem 
in diesem Land eben nicht“. 
Er und seine Fraktion seien für Asylzen-
tren an der EU-Außengrenze. Eine „wun-
derbare Idee“, gab er zu. Das EU-Türkei-
Abkommen habe funktioniert. Leider 
versäumte die aktuelle Bundesregierung 
den Abschluss weiterer Abmachungen. 
Es sei ein Herumdoktern an den Symp-
tomen, jedoch weder eine Lösung noch 
eine Strategie, darauf zu hoffen, dass die 
Zahlen von allein sinken.  

„Verantwortungsgemeinschaft“  
für Menschen auf der Flucht 

Gemeinsam für eine humanitäre Asylpolitik

Julian Barlen Manuela Schwesig Jan-Phillip Tadsen Robert Liskow
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Die Aufnahme Schutz suchender Men-
schen, so Steffi Pulz-Debler (DIE LINKE), 
sei eine „humanitäre Verpflichtung“, der 
sich das Land stelle. Anders als in den 
meisten Bundesländern trüge das Land 
sowohl die vollständigen Kosten nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz als 
auch die für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge und die anteiligen Ausga-
ben für ukrainische Kriegsvertriebene. 
Sie empfinde es „als ein sehr starkes und 
wichtiges Signal“, dass alle Bundesländer 
Deutschland als Einwanderungsland se-
hen und somit Migration und Integrati-
on als „eine dauerhafte Aufgabe“ anneh-
men. „Abschottung, Abschreckung, Ab-
schiebung“ trügen nicht zur Bekämp-
fung von Fluchtursachen bei, konterte 
die Abgeordnete Vorschläge von Asyl-
zentren an der europäischen Außen-
grenze. Die Grundrechte von Schutzsu-
chenden zu verletzen, könne weder „die 
gemeinsame Antwort Europas“ noch 
der Bundesrepublik sein. 
 
Anne Shepley (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) fragte sich „wie hoch denn die Zäu-
ne um Europa werden sollen, wenn die-
se Debatte abgeschlossen ist“. Das Pa-
pier der Berliner Beratungen setze auf 
die Ausweitung der Kontrollen an den 
Binnengrenzen, erweiterte Durchsu-
chungsrechte von Wohnraum, längere 
Haftzeiten bei Rückführung, Asylverfah-
ren in Lagern an den EU-Außengrenzen 
und konsequente Abschiebungen.  
Welches Signal wolle man hier mit dem 
Einstimmen in den „populistischen Ka-
non von rechts“ denn setzen? Die rele-
vanten Fragen seien die nach nachhalti-
ger Unterbringung, Bildung, medizini-
scher Versorgung, Zugang zum Arbeits-
markt. Für „das drängendste Problem“, 
die fehlende Unterbringungskapazität, 
biete das Dokument überhaupt keine 
Lösung. Anne Shepley warnte vor 
Scheindebatten über Mauern: „Wer Eu-
ropa zu einer Festung ausbaut, der er-
richtet Gefängnismauern für uns alle.“  
 

Der Fraktionsvorsitzende René Domke 
(FDP) bejahte die humanitäre Verant-
wortung beim Thema Flüchtlinge. Er 
verwies auf frühere Forderungen der 
Opposition nach einer zentralen Koordi-
nierungsstelle und beschleunigte Ver-
fahren. Auch über die bessere Koopera-
tion auf europäischer Ebene nach dem 
Dublin-Verfahren habe man schon oft 
gesprochen. „Das ist doch nichts Neues!“, 
verdeutlichte der Abgeordnete. 
Er wundere sich, dass man im Jahr 2023 
noch immer von der „Herausforderung 
einer digitalen Erfassung“ rede. Erst Mit-
te Juni 2023 solle konkreter über das 
Ausländer-Zentralregister gesprochen 
werden. Warum erst dann und warum 
gehe man nicht mit konkreten Vorschlä-
gen in die nächste Ministerpräsidenten-
konferenz, wollte René Domke wissen. 
Geld löse nicht alle Probleme. Besser wä-
re eine Analyse, ob die Mittel an der rich-
tigen Stelle ankämen. 
 
Er wolle gern wiederholen, so Innenmi-
nister Christian Pegel (SPD), was man 
vielleicht gar nicht oft genug wiederho-
len könne: in MV gebe es seit geraumer 
Zeit „ein Flüchtlingsaufnahmegesetz, 
das nur in ähnlicher Weise Bayern bereit-
hält“. Stark verkürzt laute es: „alle mit der 
Unterbringung, Betreuung und Verpfle-
gung verbundenen Aufwendungen der 
Kommunen trägt eins zu eins in Spitzab-
rechnung das Land“. Das sei die sehr po-
sitive Grundlage der Zusammenarbeit.  
Auch befasse man sich mit der Be-
schleunigung der Asylanträge, die vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge bearbeitet werden. In den Jahren 
2015/16 wurden europaweit „umfang-
reiche Datenbanken eingeführt“. „Klar 
haben wir gelernt“, versicherte der Mi-
nister. Auch für Abschiebungsfragen ge-
be es längst eine Zentralisierung. Aber 
das nütze nichts, wenn in gewisse Län-
der gar nicht zurückgeführt werden kön-
ne.  
 
 

Julian Barlen (Fraktionsvorsitzender 
SPD) reflektierte in seiner Erwiderung 
auf die Debatte nochmals auf die 
Schlagworte „Verantwortung“ und „Ge-
meinschaft“, die er in der Diskussion ver-
misst habe. Andere Bundesländer wür-
den deutlich anerkennen, was hier in MV 
geleistet werde. Darum weise er die Äu-
ßerung von Landrat Tino Schomann ge-
genüber den Medien zurück, die Ergeb-
nisse des Berliner Gipfels seien ein „Witz“.  
 
Gerade in Bezug auf den Landkreis 
Nordwestmecklenburg habe es wider-
sprüchliches Agieren zwischen Staats-
kanzlei und Innenministerium gegeben, 
entgegnete Daniel Peters (CDU). Hier 
seien keine Landesliegenschaften für 
Erstaufnahmeeinrichtungen angeboten 
worden. Warum habe man also Landrat 
Schomann „hängen gelassen“? 
 
Für René Domke (Fraktionsvorsitzender 
FDP) blieben die Fragen nach der sinn-
vollen Verwendung der Bundesmittel, 
der Digitalisierung der Asylverfahren 
und der Migration in den Arbeitsmarkt 
offen. Er warb dafür, diese komplexen 
Zusammenhänge in einer Enquete-
Kommission zu beraten, denn „wir brau-
chen einen Gesamtansatz“. 
 

Steffi Pulz-Debler Anne Shepley René Domke Robert Liskow
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Die illegale Migration nach 
Deutschland führe nicht nur zu wach-
sendem Unmut in der Bevölkerung, 
sondern auch zu einem „Asylchaos“, 
begründete die AfD ihren Antrag zur 
Flüchtlingspolitik. Die Fraktion verur-
teilte die politische Ignoranz gegen-
über den Sorgen der Bürger. Denn auf 
kommunaler Ebene seien die Aufnah-
me- und Integrationskapazitäten er-
schöpft. Darum dürfe es keine weite-
ren Zuweisungen an Kommunen 
ohne Aufnahmekapazitäten geben. 
Auf der anderen Seite sei eine Rück-
führungsoffensive für Menschen 
ohne Bleiberecht notwendig. Hier 
könnte ein Landes-Rückführungsbe-
auftragter ansetzen.  
Zudem würden verstärkte Kontrollen 
und Transitzentren an der deutschen 
Grenze und ein wirksamer EU-Außen-
grenzschutz vorbeugend wirken.  
CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP und SPD lehnten die 
AfD-Initiative ab.  
 
Viele Umfragen bestätigten das zuneh-
mende Unbehagen der Bürger in Bezug 
auf die steigende Zahl von Flüchtlingen 
in Deutschland, führte Jan-Phillip Tad-
sen (AfD) aus. Die Befürchtungen reich-
ten von „Einwanderung in die Sozialsys-
teme“ über „Anstieg bei der Gewaltkrimi-
nalität durch Zuwanderer“ bis zum 
Schutz der EU-Außengrenzen. An erster 
Stelle stehe für die AfD die Forderung an 
den Bund für verstärkte Kontrollen an 
der deutschen Grenze und die Einrich-
tung von Transitzentren.  
Ferner sei es keine gute Lösung in struk-
turschwachen Kommunen neue Ge-
meinschaftsunterkünfte, oft als Contai-
nerbauten, zu errichten. Weiterhin wolle 
die AfD eine intensivierte Rückführung 
und einen Rückführungsbeauftragten in 
MV. Jan-Phillip Tadsen habe vernom-
men, dass einige Länder „ganz offen“ 
über „Binnengrenzkontrollen, Einreise-
verweigerung, Zurückweisungsmög-
lichkeiten und Grenzsicherungsmaß-

nahmen auf EU-Ebene als Option“ rede-
ten. Das entspreche dem Ansinnen der 
AfD: „Wir wollen Kontrolle statt Container 
und das herrschende Asylchaos stop-
pen“. 
 
Von Chaos sei nichts zu spüren, richtete 
sich Innenminister Christian Pegel (SPD) 
an die AfD. Bereits vor sechs Wochen ha-
be der Landtag einen Antrag verab-
schiedet, der sich dieser ganz kleinen 
Gruppe von Gefährdern und Intensiv-
straftätern widme und „um die wir uns 
besonders kümmern müssen“.  
Die EU lebe davon, dass wir uns im 
Schengen-Raum frei bewegten und der 
Grenzschutz an den Außengrenzen 
stattfinde. Die im AfD-Antrag geforder-
ten Kontrollen an den Binnengrenzen 
waren für den Minister ein „deutlicher“ 
Verstoß gegen das Schengen-Abkom-
men. Kaum ein Land profitiere so sehr 
wie Deutschland von dem gemeinsa-
men Wirtschaftsraum.  
Das Thema Rückführung und Abschie-
bung gehöre „zur offenen Selbstbe-
trachtung dazu“, auch wenn es von den 
Parteien nicht so gern behandelt würde. 
Die Abschiebehaftplätze, die das Land 
MV gemeinsam mit Schleswig-Holstein 
in Hamburg unterhalte, seien ausrei-
chend. Hier bestünde kein Handlungs-
bedarf.  
Es bringe nichts, kam Christian Pegel auf 
das eingangs Geäußerte zurück, sich 
„von einem sehr großen Tortenstück“ 
immer nur den Rand anzuschauen und 
dann zu behaupten, dies seien 100 Pro-
zent. Straftäter und Gefährder seien ein 
„ganz kleiner Teil eines sehr großen Tor-
tenstücks“.  
 
Ann Christin von Allwörden (CDU) 
schien es, als wenn die AfD „am liebsten 
noch zehn Tagesordnungspunkte zu 
diesem Thema machen möchte“. Die 
Abgeordnete schloss sich der Sichtwei-
se des Innenministers an, dass sich die 
AfD an einem einzigen Aspekt der Asyl-
politik festhalte und dabei das Gesamt-

bild aus den Augen verliere. Die AfD 
wähle sich ein kleines Stück von der Tor-
te aus und vergesse den großen Rest. Sie 
sei nicht bereit, dem „immer wieder eine 
Plattform zu geben“. Der CDU-Fraktions-
vorsitzende habe schon in seiner Rede 
zum Berliner „Flüchtlingsgipfel“ eindeu-
tig die Position der Fraktion erklärt.  
 
Steffi Pulz-Debler (DIE LINKE) lehnte ab, 
der mit dem vorliegenden Antrag unter-
stützten „Schmutzkampagne der AfD“ 
noch mehr Aufmerksamkeit zu schen-
ken. Sie zeigte sich über die öffentliche 
Diskussion der AfD verärgert, in der es 
„vorrangig darum geht, Menschen auf 
der Suche nach Schutz abzudrängen, zu 
beschimpfen, vorzuverurteilen und zu il-
legalisieren“.  
Sie wolle „laut und deutlich sagen“: Sich 
über Fluchtbewegungen aufzuregen, 
ohne auf Ursachen und Hintergründe zu 
schauen, gleichzeitig aber „Grenzzäune“ 
und „Inhaftierungslager“ zu fordern und 
„dabei unbekümmert einen Wohlstand 
genießen“, der auf Ausbeutung der Res-
sourcen anderer Länder beruhe – das sei 
wie schlechte Medizin, die nur Sympto-
me behandele und nicht die Ursachen.  
 
Anne Shepley (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) stimmte den Ausführungen der 
drei Vorredner zu. Sie fand die Beschrei-
bung von Innenminister Pegel, „dass wir 
nicht immer nur ein Teilstück anschauen 
können und das große Ganze verges-
sen“, treffend. Es falle ihr generell schwer, 
auf die AfD-Anträge einzugehen und ei-
nen Ansatzpunkt zu finden. Es sei heute 
bereits viel darüber debattiert worden, 
„wie wir in unserem Land geflüchtete 
Menschen aufnehmen, wie wir Schutz 
bieten können“ und wie die Kommunen 
„für diese Aufgabe, die vor uns liegt und 
die auch weiterhin vor uns liegen wird“ 
besser ausgerüstet würden. Sie dankte 
allen demokratischen Fraktionen für den 
guten Austausch. Sie habe an dieser 
Stelle, auch für ihre Fraktion, nichts wei-
ter hinzuzufügen.  

Asylpolitik  
nicht zu Lasten der Bürger  

 
Migration unter Kontrolle bringen
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„Klarheit und Ordnung“ habe das Papier 
der Ministerpräsidentenkonferenz ge-
bracht, bezog sich René Domke (Frakti-
onsvorsitzender FDP) auf den vorausge-
gangenen Tagesordnungspunkt zur 
Flüchtlingspolitik. Dies gelte es nun um-
zusetzen. Der Abgeordnete konnte dem 
AfD-Antrag nichts entnehmen, was das 
noch „verändern oder verbessern“ wür-
de. Darum wolle er es sich „ersparen“ 
weiter auf den Antrag einzugehen. 
 
Ihre Fraktion sei ebenfalls der Meinung, 
dass sich das Parlament mit den Forde-
rungen in diesem heutigen Antrag 
schon bei der letzten Landtagssitzung 
hinreichend auseinandergesetzt habe, 
setzte Martina Tegtmeier (SPD) fort. 
Dem könne nichts hinzugefügt werden. 
Sie wolle lediglich aufzeigen, dass die 
AfD-Fraktion „immer nur das verwendet, 
was genau in ihr Weltbild passt“. Der An-
trag bezöge sich auf die Allensbach-Um-
frage, wonach eine Mehrheit der Bürger 
die derzeitige Migrationspolitik nicht be-
fürworte. Nach dieser Umfrage seien 
aber noch über 50 Prozent der Befragten 
der Meinung, „dass unser Asylrecht eben 
nicht verschärft werden soll“. Dies kom-
me in den Ausführungen der AfD nicht 
vor und sei ein „schönes Beispiel“ für die 
„sehr einseitige Sicht“ der Partei auf das 
Asyl- und Flüchtlingsgeschehen. 
 
Jan-Phillip Tadsen (AfD) sah in der De-
batte „Anzeichen für eine gewisse Form 
der Diskussionsverweigerung“, aber 
wohl auch Ermüdung nach der voraus-
gegangenen Aussprache mit dem glei-
chen Schwerpunkt. Sein Fraktionskolle-
ge Horst Förster (AfD) bekräftigte, es sei 
„unumgänglich“, das Thema weiter zu 
verfolgen. Die unregulierte Massenmi-
gration im Jahr 2015 habe die „Bevölke-
rungsstruktur geradezu von heute auf 
morgen geändert“. So etwas bringe Pro-
bleme, ganz gleich, wie man grundsätz-
lich zur Migration stehe. 
Das Asylrecht der Bundesrepublik sei aus 
der Nachkriegserfahrung heraus ent-
standen, erklärte Horst Förster. Deutsch-
land sei das „einzige Land auf der Welt, 
bei dem Asyl in der Verfassung steht“, als 
ein einklagbares Grundrecht für Auslän-
der. Dies sei 1993 durch die Drittstaaten-
regelung ergänzt worden, nach der nie-
mand Anspruch auf Asyl habe, wer aus 
einem sicheren Drittstaat einreise. Das 
seien aber heute fast alle Fälle. Ginge es 
so weiter, berge die Entwicklung einen 

ungeheuren sozialen Sprengstoff in sich. 
„Jeden aufnehmen, egal, woher er 
kommt, egal wie viele, das schafft kein 
Land auf dieser Erde“, schloss Horst Förs-
ter. 
 
Der Antrag wurde bei Zustimmung der 
AfD und Ablehnung aller anderen Fraktio-
nen abgelehnt. 
 
Antrag AfD 
Drucksache 8/2098 
 
 
 

Zukunftsvision:  
Bioökonomie 
 
Eine Strategie für eine 
regionale, ökologische und 
nachhaltige Wirtschaft in MV 
 
 

MV bietet viel natürlichen Reich-
tum. Die Landwirtschaft und Nah-
rungsmittelproduktion sowie erneu-
erbare Energien profitieren davon. 
Doch wie zukunftsfähig sind diese 
Bereiche angesichts einer wachsen-
den Weltbevölkerung und schwin-
dender Naturressourcen?  
Diese Überlegungen bewegten die 
Regierungskoalition, als sie um eine 
Neuausrichtung der Wirtschaft im 
Sinne einer Bioökonomie warb. Hier-
bei bilden nachwachsende Rohstoffe 
die Grundlage einer Kreislaufproduk-
tion, die Rohstoffe effizient und ver-
lustlos und über Branchen hinweg 
verarbeitet. Neueste Erkenntnisse aus 
Wissenschaft und Forschung und in-
novative Technologien unterstützen 
die Verschmelzung von Wirtschaft mit 
Naturschutz und Nachhaltigkeit. Der 
Entwurf einer Bioökonomiestrategie 
für das Land soll nach dem Willen von 
SPD und DIE LINKE der erste Schritt in 
der Ausarbeitung dieser weitsichti-
gen Vision werden. FPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN brachten Ände-
rungsanträge ein.  
 
Bioökonomie, erklärte Dr. Sylva Rahm-
Präger (SPD), bedeutet „die planetaren 
Grenzen […] zu akzeptieren und die Be-
darfe an diese Grenzen anzupassen“. Die 
Herausforderung sei die Erhöhung der 
landwirtschaftlichen Wertschöpfung 

durch „kluge und nachhaltige Produkt-
entwicklung“ und den Übergang zu ei-
ner „kreislauforientierten Wirtschaft“. Da-
für sei nach Ansicht der Politikerin For-
schung und Entwicklung entscheidend, 
„um künftig jeden Baustein unserer Roh-
stoffe konsequent zu nutzen“. Was im 
Land noch fehle, sei ein Forschungsclus-
ter Ernährungswirtschaft. An der Hoch-
schule Neubrandenburg arbeite das 
Zentrum für Ernährung und Lebensmit-
teltechnologie (ZELT) gGmbH bereits in-
terdisziplinär. Agrarwissenschaften, Le-
bensmittel- und Produkttechnologie so-
wie Diätetik seien ein idealer „Nukleus“ 
für Ernährungswirtschaft und für eine 
Start-up-Szene Lebensmittelproduktion.  
 
Nach „tiefer Überzeugung“ von Land-
wirtschaftsminister Dr. Till Backhaus 
sind die Bioökonomie, die Bioökologie 
und die soziale Verantwortung die He-
rausforderungen der nächsten Jahr-
zehnte. Die globalen Klimaprobleme er-
forderten eine Transformation von einer 
marktwirtschaftlichen, auf fossilen Ener-
gien basierenden Strategie hin zu einer 
bioökologischen Ökonomie. Diese funk-
tioniere mit einer völligen Reststoffver-
wertung innerhalb eines Kreislaufsys-
tems, das Wertschöpfungsketten kom-
plett schließe. Darum sei es für den Mi-
nister „eine ressortübergreifende, 
ressourcenübergreifende und eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, sich die-
sem Thema zu stellen“. „Unterm Strich“ 
bekomme MV „den Stempel“ für die Ent-
wicklung einer Bio-basierten und ökolo-
gisch, ökonomisch und sozial verant-
wortungsvollen Wirtschaft „aufge-
drückt“. Er sehe dies als eine „Riesenchan-
ce“.  
 
„Bioökonomiestrategie“ war für Thore 
Stein (AfD) ein „groß klingender Titel“ für 
das Papier der Regierungskoalition. „Je-
der vernünftige Unternehmer“ in der 
Landwirtschaft, versicherte der Politiker, 
bekomme schon jetzt „einen maximalen 
Ertrag bei minimalem Ressourcenein-
satz“ und gleichzeitiger Ernährungssi-
cherung hin. 
Für ihn „schwinge“ im Antrag „die 
Wunschvorstellung von einem nord-
deutschen Silicon Valley der Bioökono-
mie mit“, allerdings ohne eine konkrete 
„Skizzierung des Weges dorthin“. Es 
bräuchte zuerst einen Absatzmarkt und 
Absatzwege, dann eine verarbeitende 
Industrie sowie eine Marktakzeptanz der 
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Produkte. Erst dann könne überlegt wer-
den, die landwirtschaftliche Produktion 
darauf umzustellen. Der Abgeordnete 
zeigte sich der „Grundidee“ der Bioöko-
nomie „gar nicht abgeneigt“. Aber für 
diese Drucksache gebe es keine Zustim-
mung der AfD. 
 
Beate Schlupp (CDU) versicherte, dass 
sie Dr. Sylva Rahm-Präger als Person 
schätze.  Auch erkenne sie, dass der Ab-
geordneten „das Thema am Herzen 
liegt“. Dennoch halte sie den Antrag 
„freundlich betrachtet“ für einen „Schau-
fensterantrag“. Die Änderungsanträge 
von FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
„retten ihn auch nicht“. Der Minister ha-
be 15 Minuten lang dargestellt, dass der 
Antrag eigentlich nicht gebraucht wer-
de, weil ja alles schon gemacht werde. 
„Und von daher“, fasste Beate Schlupp 
zusammen, „und vor dem Hintergrund, 
dass es die Koalitionsfraktion ohnehin 
nicht interessiert, welche Ideen die Op-
position bei diesem wichtigen Thema 
hat, kann ich es kurz machen: Der Antrag 
ist uns zu wenig, er kommt zu spät und 
er enthält kein Konzept, das diesen Na-
men wirklich verdient. Von daher wer-
den wir ihn ablehnen.“ 
 
Es ginge darum, formulierte Daniel Seif-
fert (DIE LINKE), das große Biomassepo-
tenzial des Landes „stärker als bisher als 
wirtschaftliches Pfand zu nutzen und zu 
fördern“. „Vereinfacht ausgedrückt“, so der 
Abgeordnete, „sollen nachwachsende 
Rohstoffe wie etwa Ackerfrüchte, Schilf 
oder Algen zu neuen hochwertigen Wa-
ren veredelt werden“. Ziel sei, nicht nur 
die Rohstoffe zu liefern, sondern „diese 
Produkte hier im Land weiter zu veredeln 
und zu verwerten, eine Kreislaufwirt-
schaft zu fördern und Flächenkonkurren-
zen zu verringern“. Nachhaltige Bauma-
terialien, Biokunststoffe oder Phytophar-
maka hätten eine Marktperspektive. Am 
Ende müssten bereits vorhandene Ni-
schengüter den Sprung in die industriel-
le Massenproduktion schaffen. Daniel 
Seiffert entgegnete auf die Kritik der feh-
lenden Strategie, dass der Antrag doch 
vorschlage, diese zu entwickeln.  
 
Die Entwicklung einer Bioökonomiestra-
tegie sei ein „unterstützenswertes Ziel“, 
bestätigte Jutta Wegner (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) für ihre Fraktion. Aber 
das Thema sei „komplexer“ als der vorlie-
gende Antrag. Den Ansatz, die konven-

tionelle Landwirtschaft durch moderne 
Technologien umweltverträglicher zu 
machen, unterstütze ihre Fraktion. Doch 
sie vermisse „die Förderung der Innovati-
onskraft auch der ökologischen Land-
wirtschaft“. 
Sie empfahl, den Fokus der Wirtschaft-
lichkeit in der „Bioökonomie“ mit dem 
Fokus der „Nachhaltigkeitsökonomie“ zu 
ersetzen. Diese stelle „den Schutz des Kli-
mas und die Regeneration der natürli-
chen Ressourcen ins Zentrum und rich-
tet die wirtschaftlichen Tätigkeiten da-
ran aus“. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN forderte in ih-
rem Änderungsantrag, sich an den Stan-
dards der Gentechnik-Regulierung der 
EU zu orientieren. Würde dies nicht be-
rücksichtigt, könne sich ihre Fraktion nur 
enthalten, ließ die Politikerin wissen.  
 
Natürlich wollen die Freien Demokraten 
„die Chancen der Bioökonomie“ für MV 
nutzen, hob Sandy van Baal (FDP) her-
vor. Sie bestätigte, dass MV mit seinem 
Rohstoffreichtum beste Voraussetzun-
gen für die Bioökonomie habe. Die FDP 
teile die Überzeugung, dass eine Strate-
gie ausgearbeitet werden müsse. 
Schwerpunkt sollte der „Ausbau des ver-
arbeitenden Gewerbes“, die „Vernetzung 
der jeweiligen Akteure“ und ein „günsti-
ges Start-up Klima“ sein. 
In ihrem Änderungsantrag schlug die 
FDP das bestehende Bioökonomiezen-
trum in Anklam als geeigneteren Stand-
ort für ein Kompetenzzentrum vor. An-
klam habe sich als Vorbild für den Um-
bau der Wirtschaft bewährt. Davon 
könnten die Hochschulstandorte Stral-

sund, Greifswald und Neubrandenburg 
gleichermaßen profitieren. 
Um über die Prioritäten und die Vollstän-
digkeit der Maßnahmen nachzudenken, 
beantragte Sandy van Baal die Überwei-
sung in den Agrar- und Wirtschaftsaus-
schuss. 
 
Am Ende der Debatte stimmte Dr. Sylva 
Rahm-Präger (SPD) zu, dass es „genau 
an dieser Schnittstelle fehlt“, nämlich wie 
man ein Erzeugnis in die Marktfähigkeit 
überführe oder auch Kleinserien teste. 
„Wir brauchen Produkte, die auch ange-
nommen werden.“ Aber für deren Ent-
wicklung und für die Erlangung von 
Marktreife sei ein Cluster wie Neubran-
denburg mit dem ZELT ganz speziell ge-
eignet, wo Forschung bereits stattfände 
und junge Leute Lust zum Gründen hät-
ten. 
An BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gewandt, 
wies sie deren Änderungsantrag ab. 
Man wolle sich alle Optionen offenhal-
ten und „schauen, wie sich die gesetzli-
chen Regelungen dafür entwickeln“. 
Denn „Epigenetik spielt natürlich eine 
Rolle“, das wolle man nicht generell ab-
lehnen.  
 
Alle Änderungsanträge und die  
Überweisung wurden mit den Stimmen 
der Regierungsfraktionen abgewiesen. 
Dem Antrag selbst stimmte die Koalition 
zu. CDU und AfD lehnten ihn ab, während 
sich BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
enthielten.  
 
Antrag SPD, DIE LINKE  
Drucksache 8/1950 
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Bis vor Kurzem unvorstellbar, wur-
den im November 2022 Probleme bei 
der Beschaffung von rund 350 Arznei-
mitteln bekannt. Knapp ein halbes 
Jahr später listete das Bundesinstitut 
für Arzneimittel und Medizinproduk-
te schon 479 Pharmaka. Besorgnis rief 
hervor, dass neben Antibiotika, Blut-
drucksenkern und Krebsmedikamen-
ten auch Kinderheilmittel betroffen 
sind. 
Obwohl die Verantwortung für diese 
Situation beim Bund liegt, forderte 
die CDU in ihrem Antrag die Landes-
regierung auf, der Mangellage so-
wohl auf Landes- als auch auf Bun-
desebene zu begegnen. Die Fraktion 
schlug den Abbau bürokratischer 
Hürden, erweiterte Entscheidungs-
spielräume von Apotheken und die 
Schaffung von Anreizen zur Ansied-
lung von Arzneimittelproduzenten 
vor, „damit Deutschland wieder Apo-
theker der Welt wird“.  
 
Als die CDU bereits im Januar den Ver-
sorgungsmangel thematisiert habe, er-
innerte Katy Hoffmeister (CDU) das Par-
lament, war auf den Bund verwiesen 
worden. 
Inzwischen hätten sich die Lieferproble-
me weiter verschärft. Dies könnte zwar 
nicht allein auf Landesebene und auch 
„nicht von heute auf morgen“ behoben 
werden. Wenigstens habe das Land mit 
der Erlaubnis zur Einfuhr von nicht zuge-
lassenen Antibiotika reagiert. 
Aber sie vermisse „das kraftvolle und en-
gagierte Engagement“, sorgte sich die 
Abgeordnete. Sie wisse, dass die im An-
trag ihrer Fraktion vorgeschlagenen 
Maßnahmen „kein Allheilmittel“ darstell-
ten. Aber sie seien „ein Ausgangspunkt“ 
und „eine echte Diskussionsgrundlage 
[…], um eine landesspezifische Strategie 
zu erarbeiten“. Klar müsse sein, dass es 
sich bei der Bewältigung der Liefereng-
pässe um eine dauerhafte Aufgabe aller 
Akteure handele.  

Die Ursachen der Lieferschwierigkeiten 
seien vielfältig, gab Gesundheits- und 
Sozialministerin Stefanie Drese (SPD) zu 
bedenken. Sie möchte aber betonen, 
dass bei Nichtverfügbarkeit „andere ge-
eignete Medikamente oder alternative 
Therapien in Betracht“ kämen. 
Viele Forderungen des CDU-Antrages 
seien erfüllt. Dazu gehörten die Einrich-
tung eines Beirats „Liefer- und Versor-
gungsengpässe“ beim Bundesinstitut 
für Arzneimittel und Medizinprodukte 
oder der Ausbau von Befugnissen der 
Apotheker. 
 
Der Gesetzentwurf zum Arzneimittel-
Lieferengpassbekämpfungs- und Ver-
sorgungsverbesserungsgesetz, kurz 
ALBVVG, befinde sich im beschleunig-
ten Verfahren im Bundesrat. Weiterhin 
würden Anreize geschaffen, um die 
Wirkstoffproduktion von Antibiotika 
wieder nach Europa zu verlagern. 
Die Versäumnisse der Vergangenheit zu 
beheben, brauche Zeit, merkte die Sozi-
alministerin an. „EU, Bund und Länder 
stellen sich aber nun entschlossen den 
Problemen.“ 
 
Die jetzigen Entwicklungen seien „ja kein 
Problem, was irgendwie gestern vom 
Himmel gefallen ist“, knüpfte Thore 
Stein (AfD) an. Dennoch gingen andere 
Länder in Europa den Arzneimittelman-
gel „deutlich pragmatischer“ an. In Frank-
reich sei die Paracetamol-Herstellung 
zur „Chefsache“ erklärt und ins Land zu-
rückgeholt worden. Österreich investie-
re in die Penicillin-Herstellung. Deutsch-
land hingegen erstelle Papiere, tadelte 

der Landespolitiker. Es müsse Produkti-
on auch nach Deutschland oder sogar 
MV geholt werden. Dafür müssten büro-
kratische Hürden „deutlich abgesenkt“ 
werden. Am besten wäre, durch Abspra-
chen mit europäischen Partnern die Pro-
duktion so zu verteilen, „dass am Ende 
der gesamte europäische Raum davon 
profitiert“.   
Der Abgeordnete warb dafür, dass wir 
als Gesellschaft, „insgesamt gesünder“ 
werden sollten. Vielleicht brauche es 
dann nicht mehr ganz so viele Pillen.  
 
Torsten Koplin (DIE LINKE) kam nicht 
umhin, der CDU vorzuwerfen, das The-
ma in den langen Jahren ihrer Regie-
rungszeit vernachlässigt zu haben. Er 
sah auch das Agieren des Bundesge-
sundheitsministers Lauterbach kritisch. 
Durch preisliche Anreize erhöhe sich 
nicht die Menge der Medikamente auf 
dem Markt. Eher werde es zu „Vertei-
lungskämpfen“ und „zu höheren Preisen 
kommen“. 
DIE LINKE befürworte seit Jahren eine 
Wirkstoffproduktion in Deutschland. Es 
handle sich dabei um „existenzielle Da-
seinsvorsorge“, die man nicht dem freien 
Markt überlassen könne. Nach Ansicht 
des Abgeordneten stehe da „die öffentli-
che Hand in der Pflicht“. 
Die Auslagerung der Wirkstoffprodukti-
on nach Indien, wo „unter äußerst un-
würdigen“ und „fragwürdigen umwelt-
politischen Bedingungen“ produziert 
werde, entspreche weder der „globalen 
Verantwortung“ noch der „Verantwor-
tung für die Menschen in unserem 
Land“.  

Lieferengpässe  
bei  
Medikamenten 
 
Die kontinuierliche  
Arzneimittelverfügbarkeit  
ist eine Langzeitaufgabe

Anzahl der Erstmeldungen  
von Medikamenten-Lieferengpässen in Deutschland

2018

265

358

540

379

654

2019 2020 2021 2022

Quelle: Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte | Stand: 20.12.2022
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Ukrainischer Botschafter zu Besuch im Schweriner Schloss 
 
Am 5. Juni hat Landtagspräsidentin Birgit Hesse S.E. Oleksii Makeiev, den ukraini-
schen Botschafter (1. Reihe, 2. v. l.) in Deutschland, empfangen. Im Anschluss an 
den Eintrag ins Gästebuch des Landtages tauschten sich beide zur aktuellen po-
litischen Lage aus. Ein Zitat des Gastes habe sie dabei in besonderer Weise be-
rührt: „Wenn du schlafen gehst, darfst du keine Angst haben, dass dir eine Bombe 
auf den Kopf fällt.“ Es stehe sinnbildlich für die Dramatik des Kriegsgeschehens in 
seiner Heimat. Beim darauffolgenden Gespräch des Botschafters mit den Vertre-
tern der Landtagsfraktionen und der Präsidentin wurde eine Reihe politischer 
Themen erörtert, wobei die aktuelle Situation in der Ukraine angesichts des russi-
schen Angriffskrieges auch hier im Mittelpunkt stand. Der Gast habe die Lage im 
Land ausführlich und sehr deutlich beschrieben, so die Präsidentin. Für die Unter-
stützung seines Landes durch Deutschland – wie auch konkret durch das Land 
Mecklenburg-Vorpommern – bedankte er sich ausdrücklich 

Ein Lieferengpass für etwa 480 von un-
gefähr 100.000 in Deutschland zugelas-
senen Medikamenten mag nicht so viel 
erscheinen, gab Anne Shepley (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) zu beachten. Doch 
es sei eine schlimme Situation, wenn 
Menschen nötige Medikamente nicht 
bekämen. 
Der Sicherstellungsauftrag für die Arz-
neimittelversorgung liege bei den Apo-
theken, streng reguliert durch EU- und 
Bundesgesetzgebung. Der Bund habe 
auch die Verantwortung für „wirksame 
Maßnahmen“ zur Eindämmung der Lie-
ferengpässe. Das Land könne über die 
Gesundheitsministerkonferenz Einfluss 
nehmen, und das geschehe auch. 
Ansonsten handle es sich um ein „gro-
ßes, komplexes Thema“ bei dem die 
CDU-Fraktion den Eindruck haben mö-
ge, die Landesregierung reagiere nicht 
schnell genug. BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sehe das anders und werde sich da-
rum bei der Abstimmung enthalten.  
 
Barbara Becker-Hornickel (FDP) be-
grüßte nicht nur den Antrag der CDU, 
sondern auch die Initiative der Sozialmi-
nisterin, Medikamente ohne entspre-
chende Zulassung zu erlauben. Die Lo-
ckerung der Preis- und Rabattverträge 
für Arzneimittel seien geeignet, den Lie-
ferproblemen allgemein zu begegnen, 
werden aber „nicht ausreichen“. Der Auf-
bau einer Lieferinfrastruktur könne „erst 
in ein paar Jahren Wirkung“ zeigen. 
Für schnellere Maßnahmen wie die bes-
sere Vernetzung der Akteure, Digitalisie-
rung, der Abbau bürokratischer Hürden 
und Entscheidungsspielräume für Apo-
theker sei der Bund zuständig. 
Die Idee, Anreize für die Ansiedlung von 
Pharma-Unternehmen zu schaffen, „sagt 
uns Liberalen besonders zu“, versicherte 
die Abgeordnete. Die FDP sehe in MV 
„ein großes Potenzial“ für einen „Zu-
kunftsmarkt“ und erwarte hier eine Stra-
tegie. Somit könne die FDP dem Antrag 
zustimmen. 
 
Der vorliegende Antrag, so Christine 
Klingohr (SPD), enthalte keine Vorschlä-
ge, „die sich nicht bereits in der Umset-
zung befinden“. Daher werde die SPD 
nicht zustimmen. „Eines ist klar“, setzte 
die Abgeordnete fort, das neue Versor-
gungsverbesserungsgesetz werde 
„nicht jeden Schiefstand“ sofort behe-
ben können, „einige Veränderungen 
werden Zeit brauchen“. Die CDU-Frakti-

on verlange aber sofortige Lösungen für 
ein Problem, welches im Laufe der Jahre 
entstanden sei.  
Zu den von der Sozialministerin darge-
legten kurzfristigen Maßnahmen gehöre 
die einfachere Einfuhr europäischer Me-
dikamente mit in Deutschland zugelas-
senen Wirkstoffen. Der Bund entwickle 
das Versorgungsverbesserungsgesetz 
und auch auf EU-Ebene befasse man sich 
mit der Arzneimittelbereitstellung. Diese 
Anstrengungen werden zu einer mittel- 
bis langfristigen Normalisierung führen.  
 
Katy Hoffmeister (CDU) hatte am Ende 
der Debatte den Eindruck, die Koalition 
wolle „eine Beruhigungspille“ verabrei-
chen. Der Tenor der Regierung sei: „Ma-
chen wir ja schon“ und „kein Grund zur 
Aufregung“. Sie wolle hingegen, dass ge-
handelt werde „und zwar effektiv“. So 
hätte die Verfügung der Ministerin für 
die Beschaffung nicht zugelassener Me-
dikamente früher kommen können. An-
dere Bundesländer hätten schon im 
April gehandelt. Kritisch sah sie die Ab-
schwächung des ALBVVG im Laufe der 

Bearbeitung. Sie wolle die Sozialministe-
rin bitten, dass der Text nicht „weiter ver-
wässert“ werde. 
An Torsten Koplin richtete die Politikerin: 
„Verstaatlichung als das Allheilmittel zu 
propagieren, da wissen Sie, dass ich die-
ses Rezept ablehne.“ Damit würde sie in 
keine Apotheke gehen. 
Zum Schluss griff Katy Hoffmeister die 
einstige Äußerung der Ministerin auf, 
dass diese Notsituation eine „Chance“ für 
einen möglichen Arzneimittelstandort 
MV in sich berge. Diese Überlegung sei 
eine Vertiefung wert. Sie ermutigte das 
Parlament, das Thema nicht aus dem 
Blick zu verlieren und beantragte die 
Überweisung in den Sozialausschuss.  
 
Dieser stimmten außer der Regierungs-
koalition alle Fraktionen zu. Beim Votum 
zum Antrag enthielten sich die AfD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN während CDU 
und FDP dafür stimmten, SPD und DIE 
LINKE dagegen.  
 
Antrag CDU 
Drucksache 8/2109
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Brunsbüttel 
in Betrieb 
seit 

Stade 
in Betrieb ab  
Ende 2023

Wilhelmshaven 
in Betrieb seit  
12/2022

Lubmin 
in Betrieb seit  
01/2023

LNG-Terminal 
vor Rügen 
bleibt  
umstritten 
 
Debatte über fünftes  
deutsches Flüssiggasterminal  
 
   
 
 

Im März positionierten sich SPD, 
DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP gemeinsamen gegen das 
einst vor Sellin geplante LNG-Termi-
nal. Die Fraktionen verlangten von 
der Bundesregierung den Nachweis, 
ob ein LNG-Terminal vor Rügen über-
haupt für die Versorgungssicherheit 
in Deutschland notwendig ist. 
Statt Sellin wurde jetzt der Hafen von 
Mukran ins Auge gefasst. Darum for-
derte BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit 
einem neuen Antrag die Landesregie-
rung auf, die gründliche Durchfüh-
rung aller rechtsstaatlichen Genehmi-
gungsverfahren für den Standort 
Mukran sicherzustellen. Würden die-
se eingehalten, so die Argumentation 
der Fraktion, sei ein Betrieb des LNG-
Terminals vor dem Frühjahr 2024 un-
möglich. Da dann aber erhebliche 
LNG-Überkapazitäten existieren wür-
den, könnte diese Fehlinvestition den 
Steuerzahler 2,5 Milliarden Euro ge-
kostet und der Umwelt nachhaltige 
Schäden gebracht haben. 
 
Nach intensiver Debatte wurden in einer 
Einzelabstimmung alle Punkte durch die 
Koalitionsfraktion und zumeist auch 
durch die FDP abgelehnt. 
 
Hannes Damm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) widersprach der Ansicht der Lan-
desregierung, dass allein der Bund die 
Notwendigkeit eines LNG-Terminals ent-
scheide. Da LNG-Terminals „erhebliche 
Auswirkungen“ auf das Land hätten, lie-
ge es in der Verantwortung von Landes-
parlament und -regierung, sich „auf Basis 
von Fakten selbst ein Bild von der Lage 
[zu] machen“. Laut dem Gas-Gesamt-
konzept des Bundes werde sich die Gas-

versorgung in Deutschland ab 2024 „zu-
nehmend entspannen“. Nur mit der Kal-
kulation eines „enormen Sicherheitspuf-
fers“ mache Mukran Sinn. Hannes 
Damm verwies auf die Zusage von Wirt-
schaftsminister Meyer, ohne Gesetzes-
grundlage nichts zu genehmigen. Denn 
dann sei ein Baustart vor 2024 „nicht rea-
listisch“, schlussfolgerte er und appellier-
te an seine Kollegen, „offen und ehrlich“ 
weitere Kapazitäten abzulehnen. 
 
Dieser „spannende Antrag“ bewege sich 
„um die Kernfrage der Versorgungssi-
cherheit“, fasste Wirtschaftsminister 
Reinhard Meyer (SPD) zusammen. Und 
„diese Frage muss der Bund beantwor-
ten.“ Antworte er positiv, müsse er das 
LNG-Gesetz ändern. 
 
Das Bundeswirtschaftsministerium und 
die Bundesnetzagentur interpretierten 
die gleichen Zahlen anders als Herr 
Damm. Es müsse Reserven für Eventuali-
täten geben und um der Bedeutung von 
Lubmin als Verteilpunkt für Tschechien, 
die Slowakei, Österreich und Bayern ge-
recht zu werden. 
 
Er habe immer gesagt, einen Genehmi-
gungsbescheid des Landes gebe es erst, 
wenn die technischen Voraussetzungen 
geklärt seien und eine rechtskräftige Än-
derung des Energiebeschleunigungsge-
setzes vorliege. Nur weil der Bundesmi-
nister uns sage „wo es lang geht, und das 
war’s – das wird nicht passieren“. Es gebe 
somit noch einiges zu klären.  

In Anbetracht dessen, was „aktuell hinter 
den Kulissen abläuft“, wusste Petra Fe-
derau (AfD) kaum, wie sie „mit diesem 
Antrag umgehen soll“. Welches Vertrau-
en sollen die Bürger in eine Landesregie-
rung haben, die sich „nur halbherzig“ für 
die Interessen des Landes und der Be-
völkerung einsetze, fragte die Politikerin. 
Viele Menschen lebten vom Tourismus, 
der wiederum von der intakten Natur 
abhänge. „Beides ist durch LNG-Termi-
nals akut gefährdet.“ Die Zerstörung von 
Flora und Fauna „darf doch nicht einfach 
hingenommen werden“. Natürlich sei 
die Gasversorgung Deutschlands „von 
größter Wichtigkeit“. Aber angesichts der 
Zahlen und Fakten halte die AfD den Bau 
eines LNG-Terminals vor Rügen „für 
überflüssig“ und „ökologisch, touristisch 
und wirtschaftlich unverantwortlich“. Ih-
re Fraktion werde dem Antrag weitge-
hend zustimmen, „weil er in die richtige 
Richtung geht“.  
 
Daniel Peters (CDU) fragte Hannes 
Damm, was die Menschen auf Rügen 
von seinem Antrag hätten, wenn der 
Bundesminister doch völlig anders ent-
scheide?  
Trotzdem begleite seine Fraktion diesen 
Antrag „konstruktiv“. Sie stimme in vielen, 
aber nicht allen Punkten zu. Darum be-
antragte Daniel Peters die Einzelabstim-
mung. 
 
Die CDU bleibe dabei „eine zweifelsfreie 
Bedarfsermittlung“ zu fordern. Das sei 
bisher ausgeblieben. Den Hafen Mukran 

Quelle: Bundesregierung, Stand: 13. Januar 2023
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in das LNG-Beschleunigungsgesetz auf-
zunehmen, sei „überhaupt kein Nach-
weis“. Der habe per Gutachten zu erfol-
gen. 
Wichtig war dem Abgeordneten zu wis-
sen, wie sich denn bei diesen ausblei-
benden Antworten die Landesregie-
rung positioniert? 
Für die CDU habe das Thema „so viel Bri-
sanz“, dass eine Entscheidung des Land-
tages „im Rahmen einer Sondersitzung“ 
erforderlich sei.  
 
Daniel Seiffert (DIE LINKE) erinnerte die 
Kollegen daran, dass die Koalition von 
Anfang an die Intransparenz des Bundes 
„scharf kritisiert“ habe. Der kurzfristige 
Besuch des Kanzlers und Bundeswirt-
schaftsministers spräche dafür, dass der 
Bund das Vorhaben „anscheinend auch 
umsetzen will“. Es mache die Sache 
„noch ein bisschen komplizierter“, dass 
die Pipeline „schon ins Genehmigungs-
verfahren gegeben“ wurde. 
Er wolle auf den interfraktionellen An-
trag vom März verweisen. Mit dem wer-
de der Umsetzung klimapolitischer Ziele 
Rechnung getragen und die Forderung 
nach Wirtschaftlichkeit und Nachhaltig-
keit der Infrastrukturinvestitionen fest-
geschrieben. Darum lehne seine Frakti-
on den Antrag ab. 
Die Prüfung der Umweltauswirkungen 
dürfe „auf keinen Fall unter den Tisch fal-
len“. Das sei „ein ganz, ganz kritischer 
Punkt“. Das werde er ansprechen.  
 
David Wulff (FDP) begrüßte, dass BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN nicht nach Partei-
buch agiere, sondern sich um eine „ganz 
ernsthafte Abwägungsentscheidung“ 
bemühe. Aber er fand den Antrag in der 
Argumentation „relativ einseitig“ und da-
rum stimme die FDP nicht zu. Es greife zu 
kurz, fossile Kapazitäten grundsätzlich 
abzulehnen. Weiterhin basierten die von 
Hannes Damm vorgetragenen Kalkulati-
on auf „Annahmen“. 
 
Die FDP erwarte von der Landesregie-
rung, dass sie sich für eine Mitsprache 
starkmache. Denn die Menschen auf Rü-
gen wurden mit diesem Vorhaben „rich-
tig überfahren“. Deren „ganz konkrete 
Sorgen und Nöte“ sollten ernst genom-
men werden. 
David Wulff regte an, mit Ausgleichs-
maßnahmen für Akzeptanz in der Bevöl-

kerung zu werben. Das könnten die Ber-
gung von Munitionsaltlasten sein, aber 
vor allem eine zukunftsfähige Wasser-
stoffinfrastruktur für „eine grüne Touris-
musinsel“.  
 
Auch Falko Beitz (SPD) verwies auf den 
überfraktionellen Antrag vom März, des-
sen Forderungen „schlicht und ergrei-
fend“ gelten. Die SPD rufe nicht „Hurra!“, 
wenn eine LNG-Infrastruktur in eine der 
„wichtigsten Tourismusregionen“ des 
Landes gebaut werde, aber sie habe 
auch immer „unsere Verantwortung für 
die Versorgungssicherheit Deutschlands 
und Europas“ betont. 
 
Falko Beitz hielt den von Hannes Damm 
dargelegten Gasüberschuss für eine 
„Milchmädchenrechnung“, da ein milder 
Winter, Gasrestbestände und massive 
Sparmaßnahmen in die „Zukunft proji-
ziert“ wurden. „Hochqualifizierte Exper-
ten“ kämen zu einem anderen Schluss. 
Das werde er nicht infrage stellen und 
somit lehne seine Fraktion den Antrag 
ab.  
 
Auf die Kurzintervention von Wolfgang 
Waldmüller (CDU), ob denn das Thema 
Mukran schon „gesetzt ist“, antwortete 
Falko Beitz: „Nein, wir sind mit dem The-
ma noch nicht durch.“ 
 
Hannes Damm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) versicherte am Ende der Debatte, 
dass in seiner Partei „verschiedene Mei-
nungen zulässig“ seien. Darum habe er 

sich die Daten genauer angeschaut und 
kam zu einer anderen Bewertung. Auch 
halte er das potenzielle Risiko der Zerstö-
rung von Energieinfrastruktur für ein 
„Totschlagargument“. Alles könne ge-
sprengt werden, auch LNG-Terminals. 
Er sehe den Sinn von Umweltausgleichs-
maßnahmen anders als von David Wulff 
skizziert. Sie kompensierten die Auswir-
kungen von Eingriffen in die Natur bei 
Stärkung von anderen Ökosystemen. 
Sicherlich sei noch einiges offen, aber 
dass die Rechtsstaatlichkeit gewährt 
bleiben müsse, sei selbstverständlich.  
 
Dr. Sylva Rahm-Präger (SPD) trug zum 
Schluss Äußerungen des Ostbeauftrag-
ten Carsten Schneider bei. Er habe ver-
deutlicht, dass Deutschland noch heute 
40 Milliarden Kubikmeter Gas, zumeist 
auf dem Landweg, aus Russland bekom-
me. Dies werde nach Süden weitergelei-
tet. Käme dieses Gas nicht mehr, „wären 
wir in Europa verpflichtet“, in der Tsche-
chischen Republik und Österreich die 
„Notversorgung abzusichern“. Dr. Rahm-
Präger hielt das „für ein ganz gewichtiges 
Argument“ und bat um Sachlichkeit. 
 
Antrag BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 8/2157 

LNG-Schiff vor der Küste Rügens
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Grundsteuer-
reform 
 
Komplexes Verfahren stellt 
Bürger und Verwaltung vor 
Herausforderungen  
 
 
 

Es gibt breiten Konsens über die 
Notwendigkeit der laufenden Grund-
steuerreform – über deren Umset-
zung weniger. Immobilienbesitzer 
haderten mit der knappen Frist und 
dem elektronischen Formular. 
Gegenwärtig versenden die Finanz-
ämter den Grundsteuerwert- und 
Grundsteuermessbescheid – Informa-
tionsschreiben, die keine Zahlungs-
aufforderungen darstellen. Viele 
konnten das nicht einordnen. Denn 
den eigentlichen Grundsteuerbe-
scheid stellen die Gemeinden und 
Kommunen erst 2025 zu. Für Einsprü-
che oder Korrekturen ist es dann zu 
spät. Um eine Widerspruchsflut jetzt 
zu verhindern und den Arbeitsauf-
wand der Finanzämter zu begrenzen, 
forderte ein Antrag der CDU, die 
Grundsteuermessbescheide der Fi-
nanzämter mit einem Vorläufigkeits-
vermerk zu versehen. Ferner möge 
sich das Land für eine einheitliche 
Vorgehensweise aller Bundesländer 
einsetzen. 
Die FDP wies in einem weiteren An-
trag darauf hin, dass noch immer ver-
fassungsrechtliche Bedenken bestün-
den. Ähnlich wie die CDU, forderte 
die FDP mit den daraus resultieren-
den Massenrechtsbehelfen (Einsprü-
chen) pragmatisch und bürger-
freundlich umzugehen. Um Klagen zu 
minimieren, sollten die Finanzämter 
ihre Bescheide generell unter dem 
Vorbehalt der Nachprüfung erlassen. 
 
Das Verfahren der Grundsteuererklärung 
habe die Bürger, aber auch die Behörden 
vor „große Herausforderungen gestellt“, 
eröffnete Marc Reinhardt (CDU) die An-
tragsbegründung. Hinzu komme, dass 
heute niemand sagen könne, welcher 
Zahlungsbetrag am Ende tatsächlich an-
fallen werde. Denn das entscheiden die 
Kommunen mit dem Hebesatz. Für den 
jetzigen Grundsteuermessbescheid ge-
be es eine vierwöchige Einspruchsfrist. 

Würde die versäumt, habe der Bescheid 
Bestandskraft. Deutschlandweit gebe es 
schon über 1,3 Millionen Widersprüche, 
was zu einer „erheblichen Mehrbelas-
tung“ in den Finanzverwaltungen führe. 
Nach Ansicht von Experten sei der ein-
fachste Weg, die Grundsteuermessbe-
scheide „unter dem Vorbehalt der Nach-
prüfung auszufertigen“. Dann bliebe 
dem Steuerpflichtigen die Rechtssicher-
heit auch ohne Widerspruch erhalten.   
 
„Die Grundsteuerreform ist so schon 
schwer genug zu verstehen“, gab René 
Domke (FDP) zu bedenken. Dabei brau-
che sie die „Akzeptanz in der Bevölke-
rung“. Die Verfassungswidrigkeit des be-
stehenden Grundsteuersystems sei kein 
Versäumnis der Bürger gewesen, son-
dern „der Verwaltung und der Politik“. In-
zwischen gebe es wieder Zweifel „an der 
Verfassungsmäßigkeit“, besonders an 
dem in MV angewendeten „Bundesmo-
dell“. Hinzu komme die Verwirrung um 
die beiden Bescheide der Finanzämter. 
„Es ist einfach eine verfahrene Situation“, 
beklagte der Abgeordnete. Er empfehle, 
mit Massenrechtsbehelfen (Einsprü-
chen) pragmatisch eine Verfahrensruhe 
vorzuschlagen. Da die eigentliche Steu-

erschuld erst 2025 klar werde, könnte ein 
Transparenzregister helfen, „nachzuvoll-
ziehen“, was sich „eigentlich verändert“ 
habe. „Das würde vielleicht auch schon 
beruhigen“, hoffte René Domke. 
 
Die Grundsteuer, hob Finanzminister Dr. 
Heiko Geue (SPD) hervor, „ist eine der 
wichtigsten originären Einnahmequel-
len der Kommunen“. Für das „Bundesmo-
dell“ habe sich das Land entschieden, 
weil es sich am Wert des Grundstückes 
und nicht an der Größe orientiere. Damit 
werde aus seiner Sicht „die vom Bundes-
verfassungsgericht bemängelte Wert-
verzerrung“ beseitigt. Mit einer sozialen 
Komponente sei es zudem „gerechter 
und sozialer“. Die FDP fordere in ihrem 
Antrag den Vorbehalt der Nachprüfung 
und die CDU die Ausgabe von Beschei-
den mit Vorläufigkeitsvermerk. Beides 
„lehnt die Landesregierung ab“, stellte 
der Minister klar. Abgesehen von der 
fehlenden Rechtsgrundlage, würde es 
Rechtsunsicherheit für die Kommunen 
bringen. Das von der FDP angesproche-
ne Transparenzregister könne es erst ge-
ben, wenn die Daten dafür vorlägen. 
Sein Ministerium schaue hier, „was mög-
lich ist“.  

BEGRIFFE 

Aufkommensneutralität 
Das Aufkommen aus der Grundsteuer 
soll für die Kommunen insgesamt kon-
stant (neutral) bleiben. Die Hebesätze 
müssen dementsprechend gestaltet 
werden. Die Neubewertung des 
Grundbesitzes kann aber zu individuel-
len Veränderungen für den einzelnen 
Immobilienbesitzer führen. 
 
Transparenzregister 
Ein Verzeichnis, das Details zu den 
Grundbesitzen auflistet und somit 
dem Vergleich dient.  
 
Hauptfeststellung 
Das ist der gegenwärtig stattfindende 
Prozess der Grundsteuerreform mit der 
Neubewertung des Grundbesitzes. Die 
Feststellung soll nun alle sieben Jahre 
durchgeführt werden. 
 
Grundsteuerwertbescheid 
Mit dem Bodenwert des Grundstückes 
und der Berechnung der wirtschaftli-
chen Erträge legt das Finanzamt den 
Wert fest. Der Grundsteuerwert ist der 

Ausgangspunkt für den Grundsteuer-
messwert. Der Grundsteuerwertbe-
scheid wird vom Finanzamt zur Infor-
mation an die Steuerpflichtigen 
versendet. 
 
Grundsteuermessbescheid 
Der zuvor ermittelte Wert wird vom Fi-
nanzamt mit der gesetzlich festge-
schriebenen Messzahl, einem Prozent-
satz, multipliziert. Abhängig vom 
verwendeten Modell (in MV: Bundes-
modell) werden Steuerermäßigungen 
oder andere Kriterien berücksichtigt. 
Der Grundsteuermessbescheid wird 
vom Finanzamt zur Information an die 
Steuerpflichtigen versendet. 
 
Grundsteuerbescheid 
Auf den Grundsteuerwert und Grund-
steuermessbetrag wendet die Ge-
meinde oder Kommune den von ihr ei-
genständig festgelegten Hebesatz an. 
Der daraus resultierende Steuerbe-
scheid weist die endgültige Höhe der 
Grundsteuer ab 1.1.2025 aus. 

A u s  d e m  P l e n u m
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„Weil Länder und Bund über vier Jahre 
trödelten“, ärgerte sich Martin Schmidt 
(AfD) „sollen die Bürger sich nun abhet-
zen“, und fügte hinzu: „Wir haben dafür 
jedenfalls kein Verständnis.“ Es sei be-
kannt, dass es noch viele „offene juristi-
sche Fragen“ gebe. Auch der Bund der 
Steuerzahler äußere Zweifel an der Ver-
fassungsmäßigkeit des Bundesmodells, 
insbesondere hinsichtlich der Bewer-
tung. 
Die AfD-Fraktion teile die Feststellung, 
„dass Eigentümer keine Möglichkeit ha-
ben, gegen die von den „sogenannten 
Gutachterausschüssen“ bestimmten Bo-
denrichtwerte vorzugehen“. 
Darum befürworte seine Fraktion, we-
nigstens den Grundsteuerwertbescheid 
mit einem Vorläufigkeitsvermerk zu ver-
sehen. Der Abgeordnete appellierte an 
den Finanzminister, das Transparenzre-
gister einzuführen.  
Die AfD stimme dem CDU-Antrag zu, 
enthalte sich aber beim FDP-Antrag.  

 
Torsten Koplin (DIE LINKE) drückte es 
bildlich aus: Die Grundsteuerreform sei 
„ein dickes Brett, welches es zu bohren 
gilt“. Auch seine Fraktion habe „an eini-
gen Stellen Kritik am gewählten Verfah-
ren“ und dem schwer verständlichen 
Amtsdeutsch. Dennoch sei ein Vorläu-
figkeitsvermerk „nicht notwendig“, da 
die rechtlichen Voraussetzungen dafür 
nicht erfüllt seien. Das von der FDP ge-
forderte Transparenzregister könne frü-
hestens erstellt werden, wenn der über-
wiegende Teil der Feststellung in jeder 
Kommune erfolgt sei, also wohl nicht 
vor Mitte 2024. Er könne versichern, dass 
die Landesregierung mit den vorberei-
tenden Maßnahmen begonnen habe. 
Der Abgeordnete war sicher, dass die 
Grundsteuerneuregelung noch eine 
Weile auf Landes-, aber auch auf der 
Kommunalebene für Diskussionen sor-
gen werde. Die beiden Anträge lehne 
seine Fraktion ab.  
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Dresden Dresden 
Ost

Dresden 
West

Status Quo: 
Grundsteuer pro Jahr 
 
Nach Reform 
ohne Anpassung  
Hebesatz (635 %) 
 
Nach Reform 
mit Anpassung  
Hebesatz (490 %)

 
5.958 Euro 
 
 
4.714 Euro 
(-21%) 
 
 
3.637 Euro 
(-39%)

 
216 Euro 
 
 
285 Euro 
(+32%) 
 
 
219 Euro 
(+1%)

 
255 Euro 
 
 
450 Euro 
(+76 %) 
 
 
347 Euro 
(+36%)

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Die Abbildung zeigt beispielhaft, wie sich die Grund-
steuerzahlungen für verschiedene Arten von Immo-
bilien in Dresden verändern könnten – mit und ohne 
die von den Gemeinden zugesagten Änderungen 
beim Hebesatz. Im neuen System würde ein Teil der 
Steuerpflichtigen deutlich bessergestellt als im Status 
Quo (insbesondere die Mieter von großen Mehrfami-
lienhäusern), ein Teil würde mehr Grundsteuer zah-
len, während sich für einige Steuerpflichtige nur mar-
ginale Veränderungen ergäben.
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ABLAUF der Steuererhebung

Im April 2018 erklärte das Bundesver-
fassungsgericht das geltende Grund-
steuergesetz für verfassungswidrig. 
Unterschiedliche Grundstücksbewer-
tungen in Ost und West verstießen 
gegen den Gleichheitsgrundsatz.  
 
- Gegenwärtig versenden Finanzämter 

den Grundsteuerwertbescheid (stellt 
den Wert der Immobilie fest) und 
den Grundsteuermessbescheid (mit 
der Messzahl und weiteren Kriterien 
berechneter Betrag). Sie dienen zur 
Information und sind keine Zah-
lungsaufforderung. 

 
- Den eigentlichen Grundsteuerbe-

scheid berechnen die Kommunen 
und Gemeinden mit dem Hebesatz. 
Dieser gilt ab 1.1.2025. 
 

- Die Politik hat Aufkommensneutrali-
tät festgelegt. Die Kommunen und 
Gemeinden sollen ungefähr 
genauso hohe Grundsteuern 
einnehmen wie vor der Reform. Das 
soll über den Hebesatz ausbalanciert 
werden. Für den individuellen 
Steuerschuldner aber kann die Höhe 
der Steuer dann abweichen. 
(bildlicher Vergleich: Die Torte bleibt 
gleich groß, wird aber anders 
aufgeteilt.) 

- Die jetzige Ungewissheit über die 
am Ende zu zahlende Grundsteuer 
und auch aufgrund weiterhin 
bestehender Zweifel an der Verfas-
sungsmäßigkeit des verwendeten 
Bundesmodells herrscht große 
Verunsicherung. Weiteres Problem: 
Der Grundsteuermessbescheid ist 
rechtlich bindend, sofern ihm nicht 
innerhalb von 4 Wochen nach 
Zustellung mit einer Begründung 
widersprochen wurde.  
 

- Darum wurde geraten, Einspruch 
gegen den Grundsteuerwertbe-
scheid und/oder Grundsteuermess-
bescheid einzulegen, um sich 
rechtliche Optionen offenzuhalten. 
Gegen den Grundsteuerbescheid der 
Kommunen ist dann kein Einspruch 
möglich. 
 

- Gegenwärtig werden die Finanzäm-
ter mit Einsprüchen überflutet. Das 
verursacht in einer sehr arbeitsinten-
siven Phase zusätzliche Belastungen.

Die Grundsteuerreform betrifft zunächst alle 
Eigentümer von Immobilien und Grundstücken, 
auch in Ludwigslust.                     

Steuererhebung im Beispiel

Im April 2018 
erklärte das 
Bundesverfas-
sungsgericht  
das geltende 
Grundsteuer- 
gesetz für 
verfassungs- 
widrig.  
 
Unterschiedliche 
Grundstücks- 
bewertungen in 
Ost und West 
verstießen gegen 
den Gleichheits-
grundsatz. 
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Digitale Zukunft des  
öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks 
 
Im Herbst vergangenen Jahres unter-
zeichneten die Regierungschefs der 
Länder den Dritten Medienände-
rungsstaatsvertrag. Damit er zum 1. 
Juli 2023 in Kraft treten kann, bedarf 
es der Zustimmung aller Parlamente. 
In MV wurde der Gesetzestext nach 
erster Lesung im Januar sowohl im In-
nenausschuss als auch in einer öffent-
lichen Anhörung diskutiert.  
 
Mit dem Vertrag wird die erste Reform-
phase der Landesrundfunkanstalten der 
ARD, des ZDF und des Deutschlandra-
dios umgesetzt. Der Kernauftrag bleibt 
Information, Beratung, Bildung, Kultur. 
Mediatheken, nun auch mit Angeboten 
Dritter, sollen den veränderten, digitalen 
Sehgewohnheiten gerecht werden. Die 
Anzahl der linearen Programme ohne 
Auftrag, einschließlich Unterhaltung, 
wird begrenzt.  
Während die Koalitionsparteien, CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk (ÖRR) als 
wichtigen Bestandteil der Gesellschaft 
sahen, lehnte die AfD diesen Vertrag ab. 
Mit 8,4 Milliarden Euro Kosten sei der 
ÖRR „der teuerste Rundfunk der Welt“, 
kritisierte die AfD. 
Der FDP missfiel, dass die Abgeordneten 
„die Unterschrift der Ministerpräsidentin 
legitimieren sollen, einbringen konnten 
wir nichts“. Es brauche kein „öffentlich-
rechtliches Netflix“. Darum enthielt sich 
die FDP.  
Die Koalition befürwortete eine „neue 
Form für den gesamtgesellschaftlichen 
Diskurs zu schaffen“, während Innenmi-
nister Christian Pegel bekräftigte: „Wir 
brauchen unabhängige, seriöse, gut ar-
beitende Medien“. 
Die CDU stimmte dem Gesetz zu, sah 
aber politischen Handlungsbedarf beim 
„extrem unbefriedigenden Finanzie-
rungssystem“ und „Wust an Medienan-
stalten“. 
Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kann die 
Öffnung für jüngere Generationen „nicht 
schnell genug kommen“.  
Die Fraktionen sahen weiteren Reform-
bedarf hinsichtlich Transparenz, Mitbe-

Anne Shepley (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) bezeichnete die Grundsteuerre-
form als „notwendig und längst überfäl-
lig“. Ihre Fraktion halte das in MV ange-
wendete „Bundesmodell“ für „die richti-
ge Wahl“. „Aber wie häufig in der Politik“, 
setzte sie fort, „die richtige Lösung ist 
eben nicht die einfachste“. 
Da es jetzt schon eine nicht unerhebli-
che Anzahl von Einsprüchen sowie ver-
einzelte Klagen gebe, unterstütze ihre 
Fraktion, die noch zu erstellenden 
Grundsteuermessbescheide mit einem 
Vorläufigkeitsvermerk zu versenden; ins-
besondere dann, wenn dies zu einer ein-
heitlichen Vorgehensweise der Bundes-
länder führen würde. 
Ihre Fraktion werde nicht dem FDP-An-
trag zustimmen. Darin verberge sich „im 
Kern“, MV möge ein eigenes Grundsteu-
ermodell nutzen. Für einen Wettbewerb 
der Bundesländer gegeneinander sei 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „nicht zu ha-
ben“.  
 
Die Grundsteuer sei eine „sichere Ein-
nahmequelle“ für die Kommunen, be-
kräftigte Tilo Gundlack (SPD) deren Be-
deutung. Da die Reform keine Verände-
rung des Grundsteueraufkommens ins-
gesamt anstrebe, gehöre „zur Wahrheit“: 
Wenn die Gesamtheit der Steuerzahler 
„nicht mehr oder weniger […] zahlen 
sollen, wird sich die Höhe des individuell 
zu entrichtenden Steuerbetrages verän-
dern“. Einige Bürger würden mehr, ande-
re weniger zahlen müssen. „Genau das 
sollte auch erreicht werden, um den Vor-
gaben des Bundesverfassungsgerichts 
gerecht zu werden“, erklärte der Abge-
ordnete. 
Damit „liegt der Ball im Spielfeld der Ge-
meinden“ und Kommunen, da diese 
über den in Eigenverantwortung erho-
benen Hebesatz die Neutralität ausba-
lancieren. 
 
Ein Vorläufigkeitsvermerk für die Be-
scheide entspreche nicht der Abgaben-
ordnung. Die SPD lehne darum beide 
Anträge ab.  
 
Es sei viel darüber gesagt worden, was 
nicht gehe, fasste Marc Reinhardt (CDU) 
die Debatte zusammen. Ihm fehle, was 
denn gehe, bemängelte der Abgeord-
nete. 
 

„Das Ganze scheint ja so zu laufen: Au-
gen zu und durch!“, und vor dem Bun-
desverfassungsgericht werde „alles 
glatt“ gehen. „Ich glaube, das ist der fal-
sche Weg“, rügte Marc Reinhardt die 
Koalition. Am Ende wolle keiner, dass das 
Bundesmodell für verfassungswidrig er-
klärt werde „und die Steuerbescheide 
der Kommunen sind dann quasi alle un-
gültig. Dann haben wir nämlich den 
größten, absoluten Super-GAU“, wurde 
er noch deutlicher. Niemand wolle, dass 
die Finanzierungsquellen der Kommu-
nen wegfielen. Darum werde die CDU 
dem FDP-Antrag zustimmen.  
 
Seine Fraktion werde den CDU-Antrag 
unterstützen, teilte René Domke (FDP) 
mit. Obwohl er denke, dass es für die Vor-
läufigkeit erst einmal ein Musterverfah-
ren brauche. Aber er gehe davon aus, 
dass dies „nur eine Frage der Zeit“ sei. 
Er wies abermals darauf hin, dass die Un-
sicherheit mit den Bodenrichtwerten 
„keine Einbahnstraße“ sei. Weder Finanz-
verwaltungen noch die Bürger wüssten 
„genau, wie die […] zustande gekom-
men sind“. Damit verlasse man sich auf 
eine Berechnung, die „bis jetzt rechtlich 
überhaupt gar nicht überprüfbar ist“. Das 
stelle einen „Mangel, der im System 
steckt“, dar und werde wahrscheinlich 
gerichtlich entschieden werden müs-
sen. 
 
Für den Antrag der CDU votierten  
die AfD, CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE  
GRÜNEN, während SPD und DIE LINKE ab-
lehnten. Der FDP-Antrag fand die Zustim-
mung von CDU und FDP. Die AfD enthielt 
sich; SPD, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN stimmten mit Nein. 
 
 
Antrag CDU 
Drucksache 8/2113 
 
Antrag FDP 
Drucksache 8/2103 

Meldungen
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stimmung und Kostenstruktur, was Ge-
genstand des vierten und fünften Medi-
enstaatsvertrages werden soll.  
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 8/1725 
Beschluss:  
Unveränderte Annahme des Gesetzent-
wurfes entsprechend der Beschlussemp-
fehlung 
 

 
Drei Jahrzehnte  
Landesverfassung 
 
Vor 30 Jahren, am 14. Mai 1993, nahmen 
zwei Drittel der Mitglieder des Landtags 
den unveränderten Entwurf der Landes-
verfassung an. Am 23. Mai 1993 trat sie 
vorläufig in Kraft. Denn erst nach einem 
Volksentscheid im Juni 1994, erlangte 
die Verfassung am 15. November 1994 
endgültige Gesetzeskraft. 
In der 51. Sitzung des Landtags am 10. 
Mai 2023 fand auf Antrag von DIE LINKE 
eine Aussprache zu Ehren des Jahresta-
ges statt. Verfolgt wurde die Diskussion 
von der Präsidentin des Landesverfas-
sungsgerichts, Monika Köster-Flachs-
meyer. 
Über alle Fraktionen hinweg wurde die 
Landesverfassung als das oberste Gesetz 
und als Grundlage des gesellschaftli-
chen Handelns in MV gewürdigt.  

Die Landesverfassung war und ist „Aus-
druck eines Wertekonsens“ sowie ein 
„wichtiger Beitrag zur Identität des Lan-
des“, hob die CDU hervor. 
Im Gegensatz zu anderen Landesverfas-
sungen, führte die SPD aus, enthalte sie 
auch „ein Bekenntnis zu konkreten staat-
lichen Zielen, wie der sozialen Gerech-
tigkeit, der Schaffung von Arbeitsplät-
zen oder dem Schutz der Umwelt“. 
Die Besonderheit der Landesverfassung, 
stellte die AfD heraus, sei ihre Bestäti-
gung durch 60,1 Prozent der Bürger im 
Volksentscheid. Das war „ein mutiger 
Schritt“, den sie dem Grundgesetz vo-
raushabe, hielt die AfD fest. 
Mit dem „Bekenntnis zur europäischen 
Integration als Staatsziel“ und „der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit im 
Ostseeraum“ weise die Landesfassung 
eigene Merkmale auf, verdeutlichte 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Sie sah in der 
Festschreibung von Frieden und Ge-
waltfreiheit deutlich den Einfluss der Er-
fahrungen der friedlichen Revolution 
von 1989. 

Die FDP lenkte den Blick auf die Bemü-
hungen des Freistaates Mecklenburg-
Vorpommern für eine Verfassung im 
Jahre 1919, die „bereits den Weg in einen 
demokratischen Aufbruch“ ebneten. Die 
Geschichte habe gezeigt, dass die De-
mokratie und Grundrechte nur dann ge-
schützt und bewahrt würden, wenn sich 
auch die Bürger mit ihr identifizierten. 
Justizministerin Jacqueline Bernhardt 
(DIE LINKE) mahnte den behutsamen 
Umgang mit der Landesverfassung an. 
Die bisherigen wenigen Änderungen 
seien „ein Beleg“, dass sich die Landes-
verfassung insgesamt „bewährt“ habe. 
Damit sich die Mehrheit mit Änderun-
gen identifizieren könne, gebe es zu 
Recht die „hohe Hürde“ der Zweidrittel-
mehrheit für Verfassungsänderungen, 
unterstrich DIE LINKE. Sie sei optimis-
tisch, bis zum 30. Jahrestag des Volksent-
scheids im nächsten Jahr „eine weiter-
entwickelte Landesverfassung verab-
schieden [zu] können“. 
 

 
Mehr Mitwirkung  
für die Opposition  
 
Für den Fall, dass Landesregierung oder 
Landtagsabgeordnete Zweifel an der 
Vereinbarkeit von Landesgesetzen mit 
der Landesverfassung haben, können 
sie dies mit dem rechtlichen Instrument 
der Normenkontrolle prüfen lassen. In 
MV bedarf es dafür der Initiative von ei-
nem Drittel der Landtagsabgeordneten. 
Das Landesverfassungsgericht entschei-
det dann über die Konformität des Lan-
desrechts mit der Landesverfassung. 

Meilensteine 

30. April 1993 Verfassungskommissi-
on legt Verfassungsentwurf vor 

14. Mai 1993 Annahme des unverän-
derten Gesetzentwurfes mit zwei 
Drittel Mehrheit der Mitglieder des 
Landtages 

23. Mai 1993 vorläufiges Inkrafttreten 
der Verfassung 

12. Juni 1994 Volksentscheid billigt  
die Verfassung 

15. November 1994 Verfassung  
tritt endgültig in Kraft 

 
Verfassungsänderungen 
  4  April 2000  Konnexitätsprinzip 
14. Juli 2006 verschiedene Schutzziele 
14. November 2007 Friedensverpflich-

tung, Gewaltfreiheit 
28. Juni 2011 Schuldenbremse 
  8. Juni 2016 Wahlperiode, Ausschuss  

für Europaangelegenheiten,  
Volksbegehren 

21. Dezember 2021 Abgeordneten-
entschädigung 

Landtagspräsidentin Birgit Hesse und die Präsidentin des Landesverfassungsgerichts,  
Monika Köster-Flachsmeyer.                                 

Während der Aussprache zum Thema „30 Jahre 
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern –  
bewährt und doch nicht selbstverständlich“ hatten 
die Rednerinnen und Redner der Fraktionen eine 
besondere Zuhörerin: Monika Köster-Flachsmeyer, 
die Präsidentin des Landesverfassungsgerichts.
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Zwar ist die erforderliche Mindestanzahl 
von Parlamentariern zur Einleitung der 
abstrakten Normenkontrolle bundes-
weit nicht einheitlich geregelt, aber in 
den meisten Ländern genügt ein gerin-
geres Quorum.  
Ein gemeinsamer Gesetzentwurf von 
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
zielte darum auf eine Verfassungsände-
rung ab, wo „ein Drittel“ mit „ein Viertel“ 
ersetzt würde.  
Hauptargument der Opposition ist, dass 
der Landtag „bunter geworden“ sei. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sprach von ei-
nem „wichtigen Kontrollinstrument der 
Opposition“, die FDP von einem „schar-
fen Schwert“. Dazu müsse aber die Ein-
Drittel-Regel als „fast unüberwindbare 
Hürde“ abgeschafft werden. Sogar ein 
parlamentarischer Untersuchungsaus-
schuss könne mit einem Viertel des 
Landtages einberufen werden. Dieses 
Quorum wolle die Opposition auch zur 
Hand haben, verdeutlichte die CDU, 
denn verfassungsrechtliche Fragen sind 
auch politische Fragen und beantragte 
Überweisung in den Rechtsausschuss.  
Die AfD stimmte der Überweisung 
„selbstverständlich“ zu, hatte sie doch 
bereits im Februar 2021 einen fast iden-
tischen Antrag gestellt.  
Die Regierungsfraktion lehnte das An-
sinnen als voreilig ab, wobei die SPD für 
„größte Sorgfalt und Bedacht“ bei jegli-
cher Verfassungsänderung plädierte. DIE 
LINKE wolle keine „Alleingänge“ und lud 
zu einem gemeinsamen Vorgehen ein.  
Mit 32 Stimmen der Opposition und 38 
Gegenstimmen von DIE LINKE und SPD 
wurde die Überweisung abgelehnt.  
 
Gesetzentwurf von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP 
Drucksache 8/2107 
Beschluss:  
Ablehnung der Überweisung 
 

 
MV-Schutzfonds für  
Krankenhausinvestitionen  
 
 
Änderungen im Wirtschaftsplan des 
Sondervermögens „MV-Schutzfonds“ 
bedürfen der Einwilligung des Landta-
ges. Darum erbat die Landesregierung 
die Zustimmung zur Verwendung von 
12,2 Millionen Euro aus dem MV-Schutz-
fonds für Infrastrukturinvestitionen in 
den Kliniken Karlsburg und Hagenow. 
Investitionen werden gemäß Kranken-

hausfinanzierungsgesetz und Landes-
krankenhausgesetz zu 60 Prozent vom 
Land und zu 40 Prozent von den Kom-
munen getragen. 
Die beantragten 12,2 Millionen Euro 
dienten der Vorfinanzierung des kom-
munalen Anteils, ohne den es zu Verzö-
gerungen in der Bewilligung der gesam-
ten Investition käme, verdeutlichte Sozi-
alministerin Stefanie Drese (SPD) die 
Wichtigkeit. 
Generell stellten die Fraktionen die Not-
wendigkeit der Unterstützung für die 
Krankenhäuser nicht infrage. Es gab je-
doch rechtliche Bedenken seitens der 
Opposition zur Nutzung des MV-Schutz-
fonds – einen Kredit, einzig zur Bewälti-
gung der Coronapandemie. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN war zwar für 
die Verwendung, sei aber gespannt, mit 
welcher „haushaltstechnischen Raffines-
se“ die eigentlich nicht mögliche Rück-
zahlung in den Fonds gestaltet werde. 
Der direkte Bezug zur Pandemie sei frag-
lich, bemängelte die AfD. Dennoch sei 
die Vorfinanzierung von Baumaßnah-
men „das Mindeste, was das Land jetzt 
tun kann“. 
Es wäre besser gewesen, dieses Geld in 
den Nachtragshaushalt einzustellen, be-
fand die CDU. So würden einfach nur „Ta-
schenspielertricks“ fortgesetzt. 
SPD und DIE LINKE sahen „sehr wohl“ 
den Bezug zur Coronapandemie genau-
so wie die rechtliche Zulässigkeit, wäh-
rend die FPD warnte, nicht für jede Ge-
sundheitsausgabe „pauschal einen Co-
rona-Zusammenhang“ herzustellen. 
Man wolle sich aber nicht „dagegen-
stemmen“, denn es werde ja einen wie 
auch immer zu meisternden Rückfluss 
der Mittel geben. 
 
Mit den Enthaltungen von AfD, FDP, CDU 
und ohne Gegenstimmen wurde der An-
trag angenommen.  
Antrag Landesregierung 
Drucksache 8/2086 
 

 
Maßnahmenpaket  
für Lernkompetenz 
 
 
Die Ständige Wissenschaftliche Kom-
mission der Kultusministerkonferenz hat 
bei 20 Prozent der Kinder und Jugendli-
chen in Deutschland Auffälligkeiten in 
der frühen sprachlichen, mathemati-
schen und sozial-emotionalen Entwick-
lung festgestellt. Bildungsministerin Si-

mone Oldenburg (DIE LINKE) sprach so-
gar von Sprachstörungen oder einge-
schränktem Spracherwerb bei „fast je-
dem vierten Vorschulkind“ im Land. 
Ein Antrag der Regierungsfraktion zielte 
darum auf die Verbesserung sowohl der 
sprachlichen Entwicklung in der früh-
kindlichen Betreuung als auch der „basa-
len Kompetenzen“ Lesen, Schreiben, 
Rechnen der Grundschüler ab.  
Zum vorgeschlagenen Paket an Maß-
nahmen gehörten ein Fachkraft-Kind-
Verhältnis in der Kita von 1:14, Fortbil-
dung der Fachkräfte, ein Lesebuch für al-
le Grundschüler, tägliches Lesetraining 
und mehr Deutsch und Mathematik in 
der Grundschule. Wichtig war der Koali-
tion, von den Lehrkräften Einschätzun-
gen aus der Praxis zu erhalten. 
Die Probleme wurden von allen Fraktio-
nen anerkannt. Doch die Opposition 
fand die Ideen von SPD und DIE LINKE 
strategielos und zu unkonkret. Konkre-
ter, so die CDU, sei ihr Änderungsantrag, 
der eine Wochenstunde Deutsch mehr 
und eine weniger in Englisch für die 
Klassen 3 und 4 vorschlug. BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN stellte sich mehr indivi-
duelle, zeitgemäße Förderung vor. Die-
sen „bunten Mix“ oder „Drill“ lehne die 
FDP ab. Zur weiteren Klärung beantrag-
te die Fraktion die Ausschussüberwei-
sung. 
Die AfD begrüßte alle Vorschläge; emp-
fahl der Koalition aber vom „Ankündi-
gungsmodus“ in den „Umsetzungsmo-
dus“ zu wechseln. 
Chancengleichheit für jedes Kind begin-
ne mit der beitragsfreien Kita, betonte 
die SPD.  
DIE LINKE verteidigte ihren „Maßnah-
men-Kanon“, der „ganzheitlich“ sehr kon-
krete Initiativen umsetze. Der Ände-
rungsantrag der CDU werde abgelehnt, 
da der Koalition die Abstimmung mit 
den Lehrkräften wichtig sei. 
 
Die Überweisung scheiterte an den Stim-
men von SPD und DIE LINKE bei sonstiger 
Zustimmung. Der CDU-Änderungsantrag 
wurde von CDU und AfD befürwortet. DIE 
LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
stimmten dagegen und die FDP enthielt 
sich. Dem Antrag selbst stimmte DIE LINKE 
und SPD zu, bei Enthaltung der AfD und 
Ablehnung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, FDP, CDU.  
 
Antrag DIE LINKE, SPD, Drs. 8/2083 
hierzu Änderungsantrag CDU, Drs. 8/2161 
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Sabine Enseleit, FDP:  
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Frau Ministerin! Sie haben 
am 13. Oktober in einer Pressemittei-
lung erklärt, dass Sie eine Onlineum-
frage zur digitalen Ausstattung an 
den Schulen gemacht haben. Die 
Daten sollten spätestens im Herbst 
vorliegen und ausgewertet werden.  
 
Meine Frage ist: Was hat diese 
Auswertung ergeben?  
 

Ministerin Simone Oldenburg:  
Guten Morgen, Frau Präsidentin! 
Guten Morgen, Frau Enseleit!  
 
Wir haben die Befragung durchge-
führt, und es haben sich 181 Schulen 
von den 503 Schulen an der Umfrage 
beteiligt, die wir mehrmals verlängert 
haben. Und somit sind unsere Daten, 
die wir jetzt haben, nicht valide. 37 
Prozent der Schulen haben sich erst 
beteiligt, also der Schulträger, denn 

es ist ja Aufgabe der Schulträger, 
sodass wir jetzt mit dem Städte- und 
Gemeindetag noch einmal die 
nächste Befragung, also eine 
Verlängerung für die, die bis jetzt 
nicht teilgenommen haben, ermögli-
chen, und dass der Städte- und 
Gemeindetag und der Landkreistag 
für ihre Schulträger auch noch mal 
darauf drängt. Aber nichtsdestotrotz 
kann ich Ihnen gerne einige Informa-
tionen geben von den Daten, die wir 
jetzt haben.  
 
Also 95 Prozent der Schulen, die dort 
teilgenommen haben, nutzen die 
Schülerlaptops, 96 Prozent nutzen 
auch die Lehrerlaptops plus Tablets, 
ist klar. Wir haben dann bei 130 
Schulen einen Glasfaseranschluss, bei 
57 haben wir keinen Glasfaseran-
schluss. Nur 3 Prozent der bisher 
Gemeldeten haben keinen WLAN-
Zugang. Wir haben 526 Anschaffun-
gen von Dokumentationskameras, 

1.222 Anschaffungen von Smart-
boards, 3.721 digitale Anzeigegeräte 
und, und, und, und.  
 
Und ein Ergebnis kann ich Ihnen 
auch noch mitteilen: In 35 Prozent 
der Schulen sind externe Dienstleis-
ter für die Wartung zuständig, 10 
Prozent kommunale Aufgabenträger, 
48 Prozent ist es das Personal des 
Schulträgers und bei 6 Prozent der 
Schulen ist es dann das Personal der 
Schule.  
 

Präsidentin Birgit Hesse:  
Frau Abgeordnete, möchten Sie eine 
Nachfrage stellen? (Zustimmung)  
Bitte! 
 

Sabine Enseleit, FDP:  
Sind Sie mit dieser Ausstattung 
zufrieden oder sind Sie der Meinung, 
wir müssten da vielleicht noch ein 
bisschen nachsteuern? 
 

Ministerin Simone Oldenburg:  
Es fällt in den Aufgabenbereich der 
Schulträger. Und ob ich damit 
zufrieden bin oder nicht, das steht ja 
damit gar nicht zur Disposition. Hier 
ist es klar: Diejenigen, die geantwor-
tet haben, sind sehr gut ausgestattet. 
Das heißt aber nicht, dass es alle sind. 
Und deswegen, also ich kann Ihnen 
auch sagen, dass die Schulträger von 
100 Schulen noch gar keinen Antrag 
gestellt haben. Also das vielleicht 
einmal dazu, das erklärt auch schon 
mal diese fehlenden 100 Schulen.  
 

Der Donnerstag einer Landtags-Sit-
zungswoche beginnt in der Regel mit 
der Befragung der Landesregierung. 
Hierfür benennen die Abgeordneten, 
die eine Frage stellen wollen, im Vor-
feld den Geschäftsbereich sowie das 
jeweilige Themengebiet ihrer Frage.  
Somit haben die betreffende Ministe-
rin oder der betreffende Minister die 
Möglichkeit, sich vorzubereiten. Die 
tatsächliche Frage stellt ihnen der 
oder die Abgeordnete im Rahmen 
der Fragestunde. 
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Sabine Enseleit von der FDP-Fraktion befragt Ministerin Simone Oldenburg

Sabine Enseleit, FDP
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Jan-Phillip Tadsen, AfD:  
Herr Minister, Herr Landrat Scho-
mann hat auch wiederum vor dem 
Gipfel davon gesprochen, dass 
derzeit faktisch eine Art Aufnahme-
stopp für den Landkreis Nordwest-
mecklenburg herrschen würde, da 
dort derzeit keine Zuweisungen 
vonseiten des Landes erfolgen. Er 
sprach auch davon, dass er seinen 
Bürgern nicht mehr erklären kann, 
wie die Menschen noch unterzubrin-
gen seien.  
 
Vor diesem Hintergrund frage ich Sie, 
Herr Minister: Bis wann gilt dieser 
Zuweisungsstopp, und wie wirkt sich 
dieser auf die Situation, auf die 
derzeitige Situation in den anderen 
Kommunen des Landes aus?  

 
Minister Christian Pegel:  

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, wir hatten zu dieser Frage 
hier schon Erörterungen, ich greife 
da gerne noch mal drauf zurück. Wir 
haben in der Vergangenheit immer 
wieder Situationen gehabt, wo 
einzelne Landkreise oder kreisfreie 
Städte aus verschiedensten Gründen 
der regelmäßig stattfindenden 
Weiterleitung von Menschen aus der 
Erstaufnahmeeinrichtung nicht 
sofort entsprechen konnten.  
 
Ein hervorstechendes Beispiel ist 
Nordwestmecklenburg im letzten 
Herbst. Nach dem schweren Brand in 
Groß Strömkendorf sind auch dort 
zunächst für mehrere Wochen die 
Zuweisungen ausgesetzt worden, 
was in der Sache undramatisch ist, 
weil das, was wir landesweit festle-
gen, nämlich in welchem Prozentsatz 
die jeweiligen Kreise und kreisfreien 
Städte Anteil haben an den Weiterlei-
tungen von Flüchtlingen in die 
Landkreise und kreisfreien Städte, 
eine Jahresziffer ist, die wir nie auf 

den Tag genau und auf den Monat 
genau hinbekommen. Sie können 
Situationen haben, wo sie 20 
Menschen weiterbringen, und wenn 
davon 5 eine Familie sind, geht die 
Familie in einen Landkreis und wird 
nicht aufgeteilt, nur, um an dem Tag 
einer statistischen Zahl zu entspre-
chen.  
 
Der Landkreis Nordwestmecklenburg 
hat, weil er in der Tat momentan 
erhebliche Schaffungs- oder Unter-
bringungsschwierigkeiten hat, 
bereits vor mehreren Wochen darum 
gebeten – und darüber haben wir 
auch öffentlich berichtet,  
ich bin überzeugt, das war entweder 
hier oder im Innenausschuss auch 
Thema –,  

dass wir ihm für mehrere Wochen die 
Zusicherung gegeben haben, keine 
Zuweisung zu erhalten. Das haben 
wir auch mit den anderen Landkrei-
sen kommuniziert und den kreisfrei-
en Städten. Und es dauert momen-
tan an, denn erst dann, wenn er 
entsprechende neue Kapazitäten 
schafft, wird er auch in der Lage sein, 
entsprechend wieder aufzunehmen.  
Und auch das, noch einmal, war 
Gespräch, vor allen Dingen mit dem 
Vorsitzenden des Landkreistages, 
dass er ausdrücklich signalisierte, 
dass sie die Zusage von Herrn 
Schomann haben, dass man über 
das Jahr wieder in eine reguläre 
Aufnahme kommen werde, dass man 
entsprechende zusätzliche Unter-
künfte schaffe und sich darauf 

Jan-Philllip Tadsen befragt Minister Christian Pegel

Jan-Phillip Tadsen (AfD)

Minister Christian Pegel
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vorbereitet, und umgekehrt die 
anderen Landkreise, noch mal, wie 
das im Solidarsystem untereinander 
schon in der Vergangenheit wieder-
holt der Fall war, dann auch für einen 
kurzen Zeitraum zusätzliche Aufnah-
men hinnehmen. Und da wir eben 
nicht sagen, am 3. März kriegst du 
die und die Zahl und am 27. April die 
und die Zahl, lässt sich auch nicht 
sagen, der Landkreis hat deswegen 
zwei mehr und der hat drei weniger, 
sondern die Verteilungen finden 
unter den Beteiligten statt und sind 
bisher ohne Schwierigkeiten erfolgt. 
 

Präsidentin Birgit Hesse:  
Eine Nachfrage, Herr Tadsen,  
bitte! 
 

Jan-Phillip Tadsen, AfD:  
Genau, sehr gerne. 
 
Sie haben ja auch in der Vergangen-
heit, auch schon in dieser Fragestun-
de davon berichtet, dass ein Ergebnis 
der Gespräche mit der kommunalen 
Ebene ist, dass man auch die 
Kapazitäten der Erstaufnahmeein-
richtung, aus der ja Zuweisungen 
erfolgen auf die kommunale Ebene, 
dass man diese Kapazitäten ausbau-
en will. Gibt es dazu Neuigkeiten, die 
Sie der Öffentlichkeit mitteilen 
können? 
 

Minister Christian Pegel:  
Erstens haben wir bereits ja im 
letzten Jahr die Kapazitäten deutlich 
erweitert. Auch das habe ich in 

dieser Runde im Innenausschuss 
schon dargetan. Diese Erweiterun-
gen sind ja auch ein Stück weit 
genau die Signale, die die Kommu-
nen zu Recht vonseiten des Landes 
erbeten haben. Und darüber hinaus 
haben wir in der Tat in der Planung 
sowohl Ausweitungen oder Möglich-
keiten, Notunterbringungen in der 
Erstaufnahmeeinrichtung in Stern 
Buchholz vorzunehmen, die Sport-
halle ist ja regelmäßiger Austausch 
zwischen uns in Kleinen Anfragen, 
sodass Sie diesen Entwicklungspro-
zess auch kennen und genau 
beobachten. Und darüber hinaus 
sind wir mit den verschiedenen 
Landkreisen im Gespräch, ob eine 
weitere Außenstandortsituation für 
die Erstaufnahmeeinrichtung in 
einem anderen Landkreis geschaffen 
werden kann.  
 
 

Constanze Oehlrich,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  

Sehr geehrte Frau Präsidentin!  
Guten Morgen, Herr Minister!  
 
Das Bundesamt für Verfassungs-
schutz hat am 26. April ja bekanntge-
geben, dass die Jugendorganisation 
der AfD, die Junge Alternative, als 
gesichert rechtsextremistische 
Bestrebung einzustufen ist. Das 
Thema hatten wir ja gestern schon. 
Ein zentrales und beständiges Thema 
der JA ist die Agitation gegen 
Geflüchtete und gegen Migrant/-in-
nen. Das stuft das Bundesamt als 

Missachtung ihrer Menschenwürde 
ein. Zudem seien bei der JA Bestre-
bungen gegen das Demokratieprin-
zip festzustellen. Eine Vielzahl von 
Diffamierungen und Verunglimpfun-
gen politischer Gegner/-innen, aber 
auch des Staates und seiner Reprä-
sentant/-innen an sich, sei Ausdruck 
davon, dass es der JA nicht um eine 
Auseinandersetzung in der Sache 
gehe, sondern um eine generelle 
Herabwürdigung des demokrati-
schen Systems der Bundesrepublik 
Deutschland.  
 
Die Landesämter für Verfassungs-
schutz in Rheinland-Pfalz und in 
Sachsen haben bereits bekanntgege-
ben, dass sie die JA ebenfalls als 
gesichert rechtsextremistische 
Bestrebung einstufen. Wird der 
Verfassungsschutz in Mecklenburg-
Vorpommern nachziehen und, wenn 
ja, wann, wenn nicht, warum nicht?  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion  
der AfD) 

 
Minister Christian Pegel:  

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 
Jetzt sind wir im Grenzbereich 
zwischen PKK und Landtag und 
Innenausschuss. Da muss ich 
schauen, dass ich mich im Geheim-
haltungsbereich vorsichtig bewege.  
 
Erstens, Sie haben die Bundesein-
schätzungen weitgehend zutreffend 
wiedergegeben. Mir ist wichtig, dass 
das Bundesamt zunächst eine 
Verdachtsfallprüfung vorgenommen 
hat, mehrjährig beobachtet hat und 
eben jetzt zu dem Ergebnis kommt, 
dass bei der besonderen intensiven 
Beobachtung im Rahmen der 
Verdachtsfallbeobachtung sich die 
Dinge eher verfestigt und nicht 
entspannt haben, zweitens, dass 
trotz der auch für die JA erkennbaren 

Besucher / Techniker-Schule Schwerin

Constanze Oehlrich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, befragt Minister Christian Pegel
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Beobachtungen und auch der 
bekannten kritischen Punkte 
gleichwohl diese Fragen sich eher 
verschärft als denn entschärft haben. 
Also es gibt sozusagen eine Beob-
achtung, dass man sehr bewusst 
eher eine Verstärkung der kritischen 
Punkte betrieben hat als eine 
Entschärfung.  
 
Wir werden uns erstens kaum 
entgegenstellen können zu sagen, 
das Bundesamt hat seine Prüfung 
nicht ordnungsgemäß vorgenom-
men, denn das Landesamt arbeitet 
dem Bundesamt zu. Also es sind 
auch Erkenntnisse von uns da drin.  
 
Zweitens, eine entsprechende 
Feststellung wirkt auch auf den 
Landesverband in Mecklenburg-Vor-
pommern, weil die Rechtsprechung 
seit mehreren Jahren konsequent 
davon ausgeht, dass das zwar 
organisatorisch regionale Aufteilun-
gen geben möge, aber solange das 
Konstrukt ein Bundesverband mit 
einzelnen Landesuntergliederungen 
ist, wird quasi wechselseitig zuge-
rechnet, sofern es sich nicht um 
erkennbare Einzelphänomene 
handelt. Und hier wird davon 
ausgegangen, dass es kein Einzel-
phänomen ist.  
 
Wir würden in der PKK demnächst 
über die Ergebnisse berichten, aber 
wir sehen selbstverständlich, dass wir 
a) die entsprechende Feststellung 
des Bundesamtes für uns bei den 
Zuarbeiten zugrunde zu legen 
haben, und wir sehen vor allen 
Dingen die Rechtsprechung, die sehr 
klar sagt, das, was eine Landesorgani-
sation als Teil einer Bundesorganisati-
on sich zurechnen lassen muss, führt 
bei denen dann zu einer gleichen 
Bewertung.  
 

Präsidentin Birgit Hesse:  
Frau Oehlrich, möchten Sie eine 
Nachfrage stellen?  
 

Constanze Oehlrich,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  

Gerne. 
 

Präsidentin Birgit Hesse:  
Bitte! 
 

Constanze Oehlrich,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  

Also eine Pressemitteilung, so, wie 
das Rheinland-Pfalz und Sachsen 
gemacht haben, gibt es ja nicht aus 
Mecklenburg-Vorpommern.  
 
Für wie wichtig halten Sie denn die 
Öffentlichkeitsarbeit des Verfassungs-
schutzes für das zivilgesellschaftliche 
Engagement, also gegen Demokra-
tie- und Menschenfeindlichkeit?  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Nehmen Sie sich doch einen Pinsel  
und malen Sie die Leute an, die Sie 

brandmarken wollen!) 
 

Minister Christian Pegel:  
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 
 

(Zuruf von  
Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
Minister Christian Pegel:  

Die Pressearbeit beziehungsweise 
die Öffentlichkeitsarbeit bilden wir 
vor allen Dingen über den Jahresbe-
richt ab, den wir vorbereiten. Wenn 
wir in der PKK berichtet haben und 
eine Entscheidung haben, werden 
wir auch den mit Sicherheit aus dem 
Landesschutzbericht nicht raushal-
ten, sondern wir werden es darlegen. 
Ob wir noch mal eine gesonderte 
Pressemitteilung machen, schauen 
wir uns dann an, wenn wir mit der 
PKK entsprechende Erörterungen 
geführt haben und Ergebnisse 

haben.  
In der Sache selbst müssen wir 
achtgeben, dass mancher Zwischen-
ruf eben auch wieder solche Tenden-
zen verstärkt und vertieft und 
unterlegt, über die wir diskutiert 
haben. – Vielen Dank! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und DIE LINKE) 

 
 

Ann Christin von Allwörden, CDU:  
Ja, herzlichen Dank, Frau Präsidentin! 
Guten Morgen, Herr Minister!  
 
Wir wissen, wie wichtig Supervision 
für die psychische Gesunderhaltung 
von Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamten ist, dies nicht nur im 
Bereich des mobilen Einsatzkom-
mandos, des Spezialeinsatzkomman-
dos und auch bei belastender 
Polizeiarbeit im Landeskriminalamt, 
ich denke, auch darüber hinaus ist 
das so.  
Meine Frage ist: Wie schätzt das 
Innenministerium die finanzielle und 
vor allen Dingen auch die personelle 
Ausstattung für diese Supervision 
ein? 
 

Minister Christian Pegel:  
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! In 
der Tat hat man 2016 sich mit dem 
polizeiärztlichen Dienst auf den Weg 
gemacht, das mal konzeptionell zu 
fassen und ein bisschen aus der 
kleinen Gruppierung und aus der 

Minister Christian Pegel antwortet auf die Fragen von Constanze Oehlrich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Fo
to

: U
w

e 
Si

nn
ec

ke
r

A u s  d e m  P l e n u m / M i n i s t e r b e f r a g u n g

 LandtagsNachrichten Mecklenburg-Vorpommern  4/2023

28   



Be
fr

ag
un

g 
de

r L
an

de
sr

eg
ie

ru
ng

vielleicht Zufälligkeit herauszuneh-
men, ob einzelne Beteiligte oder 
Betroffene nach besonderen 
Einsatzsituationen in ähnlichen 
Weisen diese Hilfe suchen. Das hat 
dazu geführt, dass wir Mitte 2022 
daraus einen Erlass gezogen haben, 
der für gewisse berufliche Tätigkeiten 
alle Vierteljahre verpflichtend 
vorsieht, an einer Supervision 
teilzunehmen, für andere Beteiligte 
das optional öffnet. Ich sage mal, ein 
bisschen in den groben Überschrif-
ten besondere Einsatzlagen, aber 
insbesondere kinderpornografische 
Tätigkeiten oder Tätigkeiten mit 
kinderpornografischen Straftaten, 
genauso aber auch mit Tötungsdelik-
ten in verschiedenen Beritten, die 
Menschen ganz besonders erfassen, 
gibt es diese Verpflichtungen. Wir 
sehen, dass wir auf dem Weg dahin 
mit Sicherheit noch einen längeren 
Prozess haben, diese Verpflichtung 
auch in die Herzen zu bringen. 
 
Um mal ein Gefühl zu geben:  
Wir hatten im vergangenen Jahr 
knapp 40.000 Euro zur Verfügung, die 
wir für Supervision hätten einsetzen 
dürfen. Davon sind 11.000 Euro in 
eine besondere Behörde gegangen, 
die davon knapp 1.000 Euro zum 
Einsatz bringen konnte. Das hat was 
mit Personal auf der Seite derer, die 
anbieten, aber viel stärker etwas mit 
der Akzeptanz auf der Seite derer, 
denen wir ein Angebot machen, zu 
tun. Und für dieses Angebot jetzt 
Stück für Stück zu werben, wird die 

Aufgabe sein. In den aktuellen 
Haushaltsverhandlungen ist der 
Betrag, für den wir werben, deutlich 
größer als 40.000 Euro: 75.000 Euro. 
Aber wir sehen, dass wir momentan 
in den Haushaltsverhandlungen 
keinen ganz einfachen Stand haben, 
wenn wir die 40.000 Euro nur zu 
einem sehr kleinen Teil abdecken 
konnten.  
 
Wir haben also eine Aufgabe, 
vorgesetzte Führungskräfte, aber 
auch die Beteiligten selbst ein Stück 
weit dafür zu werben, für diese 
Gesundheitsvorsorge, die da 
drinsteckt, das einfache Abholen 
auch in einem Moment, wo ich mich 
vielleicht noch gut fühle, dafür aber 
Sorge trägt, dass ich sehr langfristig 
gesund erhalten bleibe. Deshalb ist 
es jetzt eine Frage, wie wir in den 
Köpfen Schritt für Schritt umswit-
chen müssen.  
Dann wird uns die Personalfrage  
aber deutlich herausfordern. Bislang 
gelingt uns das – Klammer auf, leider, 
Klammer zu: noch –, weil die 
Nachfrage geringer ist als erhofft. 
Hoffentlich – und jetzt streiche ich 
das „leider“ wieder durch – finden wir 
dann trotzdem in Zukunft genug 
Personal. Ich bin guter Dinge, dass 
das hochlaufen wird. 
 

Präsidentin Birgit Hesse:  
Vielen Dank, Herr Minister! 
 
Frau von Allwörden, möchten Sie 
eine Nachfrage stellen? 

 
Ann Christin von Allwörden, CDU:  

Also … 
Ja, gerne, Frau Präsidentin!  
 
Herr Minister, also ich habe es so 
verstanden, im Moment ist es 
tatsächlich so, dass aufgrund des 
noch nicht ganz so hohen Bedarfes 
das immer noch irgendwie funktio-
niert mit den Leuten, die Supervision 
anbieten können, denn das kann ja 
auch nicht jeder, das kann zum 
Beispiel ja auch nicht der Polizeiseel-
sorger, sondern das sind speziell 
ausgebildete Leute.  
 
Haben Sie denn da schon eine Idee, 
wenn der Bedarf dann steigt, wenn 
Sie da mehr machen in dem Bereich, 
wie Sie dann auch an mehr Men-
schen kommen, die diese Supervisi-
on dann auch leisten können? Denn 
diese Lage muss sich ja verbessern. 
 

Minister Christian Pegel:  
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 
Zunächst, in der Tat, die aktuellen 
Bedarfe können wir decken, wir 
könnten auch Bedarfe darüber 
hinaus decken, aber wir werden in 
die Situation kommen, dass wir 
extern weitersuchen müssen. Wir 
werden nicht alle Kräfte in den 
eigenen Reihen haben, vielleicht 
sogar den größeren Teil nicht. Und 
das Konzept sieht genau da einen 
stufenweisen Aufbau auch von 
eigener Kompetenz vor. Aber das 
werden Dinge sein, die sich gemein-
sam nach vorne bewegen.  
 
Supervision ist allerdings ein Bereich, 
den nicht nur wir nachsuchen. Von 
daher bleibt die Herausforderung da 
nicht unerheblich. Ich kann Ihnen 
nicht sagen, die sieben haben wir 
schon im Blick, sondern es gibt in 
dem Konzept Überlegungen, wie 
man Stück für Stück hochfährt, damit 
man dafür gewappnet ist. Erster 
Schritt wird jetzt aber sein, erst mal 
ein Stück weit die Akzeptanz dessen, 
was wir anbieten, zu steigern.  
 

Ann Christin von Allwörden, CDU
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Laufende Gesetzgebung      Stand: 17. Mai 1023

Drs.-Nr. 
 
 
8/1736 
 
 
8/1743 
 
 
8/1884 
 
 
8/1885 
 
 
 
8/1911 
 
 
 
8/1912 
 
 
 
8/1913 
 
 
 
8/1923 
 
 
 
8/1938 
 
 
 
8/1979 
 
 
 
 
8/2066 
 
 
 
8/2084 
 
 

Initiator 
 
 
Landesr- 
egierung 
 
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
 
Landes- 
regierung 
 
Landes- 
regierung 
 
 
AfD 
 
 
 
AfD 
 
 
 
AfD 
 
 
 
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
 
 
FDP 
 
 
 
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
 
 
 
AfD 
 
 
 
Landes- 
regierung 

Federführender 
Ausschuss 
 
Rechtsausschuss 
 
 
Bildungs- 
ausschuss 
 
Wirtschafts- 
ausschuss 
 
Sozialausschuss 
 
 
 
– 
 
 
 
– 
 
 
 
– 
 
 
 
– 
 
 
 
– 
 
 
 
– 
 
 
 
 
– 
 
 
 
Wirtschaft- 
sausschuss 

Beratungsverlauf 
 
 
1. Lesung: 25.01.2023 
in Beratung 
 
1. Lesung: 25.01.2023 
in Beratung 
 
1. Lesung: 21.03.2023 
in Beratung 
 
1. Lesung: 21.03.2023 
in Beratung 
 
 
1. Lesung: 22.03.2023 
Ablehnung  
der Überweisung 
 
1. Lesung: 22.03.2023 
Ablehnung  
der Überweisung 
 
1. Lesung: 22.03.2023 
Ablehnung  
der Überweisung 
 
1. Lesung: 22.03.2023 
Ablehnung  
der Überweisung 
 
1. Lesung: 22.03.2023 
Ablehnung  
der Überweisung 
 
1. Lesung: 22.03.2023 
 
Ablehnung  
der Überweisung 
 
1. Lesung: 10.05.2023 
Ablehnung  
der Überweisung 
 
1. Lesung: 10.05.2023 
in Beratung 
 

Gesetz 
 
 
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung  
des Landesrichtergesetzes 
 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Kinder- 
tagesförderungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 
 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung  
des Aufgabenzuordnungsgesetzes 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Personal- 
bemessung in vollstationären Pflegeeinrichtungen  
gemäß § 113c Elftes Buch Sozialgesetzbuch 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Landeshaushalts-
ordnung (LHO) Mecklenburg-Vorpommern 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes  
zur Aufnahme ausländischer Flüchtlinge –  
Flüchtlings-aufnahmegesetz (FLAG) –  
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes  
über die Finanzierung und zur Transparenz in der Freien 
Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern 
 
Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung  
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
 
 
Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung  
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes  
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung  
in Mecklenburg-Vorpommern  
(Sicherheits- und Ordnungsgesetz – SOG M-V) 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes  
über die Raumordnung und Landesplanung  
des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung  
des Vergaberechts 
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https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/8_Wahlperiode/D08-1000/Drs08-1979.pdf
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Drs.-Nr. 
 
 
8/1725 
 
 
 
8/1737 
 
 
8/1742 

Initiator 
 
 
Landes- 
regierung 
 
 
Landes- 
regierung 
 
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Beschluss 
 
 
 
 
Annahme 
 
 
Annahme 
 
 
 
Ablehnung

Abstimmung 
im Plenum 
 
1. Lesung: 25.01.2023 
 
2. Lesung: 10.05.2023 
 
1. Lesung: 25.01.2023 
2. Lesung: 10.05.2023 
 
1. Lesung: 25.01.2023 
 
2. Lesung: 10.05.2023 

Gesetz 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zum Dritten Staatsvertrag 
zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge  
(Dritter Medienänderungsstaats-vertrag) 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Zusammenlegung  
von Stichtagsmeldungen bei der Tierseuchenkasse 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Denkmalschutzgeset-
zes Mecklenburg-Vorpommern zur Beschleunigung des Ausbaus  
der Erneuerbaren Energien in Mecklenburg-Vorpommern 

Abgeschlossene Gesetzgebung 
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Drs.-Nr. Initiator Federführender 
Ausschuss 

Beratungsverlauf Gesetz 
 

8/2085 
 
 
8/2091 
 
 
 
8/2107 

Landes- 
regierung 
 
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
 
 
CDU, BÜNDNIS 
90/ DIE GRÜ-
NEN, FDP 

Rechtsausschuss 
 
 
– 
 
 
 
– 

1. Lesung: 10.05.2023 
in Beratung 
 
1. Lesung: 10.05.2023 
Ablehnung  
der Überweisung 
 
1. Lesung: 10.05.2023 
Ablehnung  
der Überweisung 
 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung  
des Landesstiftungsgesetzes 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Verfassungsschutz im Lande  
Mecklenburg-Vorpommern 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern und des Gesetzes über 
das Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern 
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Abschluss- 
sitzung 
 
BSPC-Arbeitsgruppe für  
Klimawandel und Biodiversität  
in Danzig 
 
 

Am 14. und 15. Mai trafen die Mitglie-
der der Arbeitsgruppe für Klimawandel 
und Biodiversität der Ostseeparlamenta-
rierkonferenz (Baltic Sea Parliamentary 
Conference, BSPC) zum achten und letz-
ten Mal in Danzig zusammen, um ihre 
Abschlussempfehlungen für die Jahres-
konferenz im August 2023 zu bespre-
chen. Daneben wurden auf Einladung 
des gastgebenden polnischen Sejms 
drei Sachverständige angehört, die über 
Chancen und Risiken des Ausbaus von 
Atomenergie als Teil der polnischen Stra-
tegie zum Ausstieg aus fossilen Brenn-
stoffen sowie über die Arbeit und Priori-
täten des Słowiński Nationalparks und 
Biosphärenreservats berichteten. Die Sit-
zung wurde durch den Vorsitzenden der 
Arbeitsgruppe, Philipp da Cunha, Mit-
glied des Landtages, geleitet. Seitens 
des Landtages nahm auch die Erste Vize-
präsidentin, Beate Schlupp, an der Sit-
zung teil. 
 
Zusätzlich zum Austausch über nationa-
le und lokale Praktiken stand die Vorbe-
reitung der Abschlussempfehlungen 
und des Abschlussberichts auf der 
Agenda der Arbeitsgruppensitzung in 

Danzig. Eingangs bedankte sich der Ar-
beitsgruppenvorsitzende Philipp da 
Cunha für die intensive Zusammenar-
beit in den vergangenen drei Jahren 
und richtete seinen besonderen Dank 
an die Parlamente von Schweden, 
Schleswig-Holstein, Åland, Mecklen-
burg-Vorpommern, Norwegen und Po-
len für die Ausrichtung der insgesamt 
acht digitalen und persönlichen Treffen. 
Der Austausch mit Vertreterinnen und 
Vertretern von internationalen Organisa-
tionen, Zivilgesellschaft, Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft und Jugend habe 
eine umfangreiche und solide Grundla-
ge für die Resolutionsempfehlungen ge-
schaffen. Besondere Aufmerksamkeit er-
regte ein polnischer Vorschlag, der sich 
zur Zukunft der Atomenergie verhielt. Er 
wurde zugunsten einer Formulierung, 
die auf die aktuellen Energiestrategien 
der Mitgliedsstaaten eingeht, gestri-
chen. 
In Zuge der Abschlussbesprechungen 
hat sich die Arbeitsgruppe auf 25 vorläu-
fige Vorschläge und Forderungen für die 

Resolution der 32. Ostseeparlamenta-
rierkonferenz am 27.–29. August in Ber-
lin geeinigt. Die Resolution soll im Kon-
sens aller Mitgliedsparlamente auf der 
Jahreskonferenz beschlossen werden. 
Zudem wird ein Sitzungsabschnitt auf 
der Jahreskonferenz der Vorstellung des 
Abschlussberichts gewidmet. Neben 
Zusammenfassungen der Expertenvor-
träge und Sitzungsabläufen wird der Ab-
schlussbericht umfangreiche Antwor-
ten der Regierungen auf die Umfrage 
der Arbeitsgruppe sowie Regierungs-
stellungnahmen zur Umsetzung ent-
sprechender Forderungen der 30. und 
31. Ostseeparlamentarierkonferenz be-
inhalten. Die aktuelle Stellungnahme 
der Landesregierung Mecklenburg-Vor-
pommern zur Umsetzung der Resoluti-
on der 31. BSPC finden sie online. 
 
 

 

Anhörung 
 
 
Parlamentarischer  
Untersuchungsausschuss  
Universitätsmedizin befragte 
weitere Sachverständige 
 
 

Nach dem Auftakt der Sachverständi-
genvernehmung im März dieses Jahres 
setzt der Untersuchungsausschuss zur 
Klärung von Vorgängen vor allem im Be-
reich des Bildungsministeriums zu Fra-
gen der medizinischen Versorgung, ins-
besondere im Verantwortungsbereich 
der Universitätsklinika seine Sachver-
ständigenvernehmungen fort.  
 
Am 24. April 2023 kam der Untersu-
chungsausschuss zu einer weiteren öf-
fentlichen Sitzung zusammen, um die 
Sachverständigen Herrn Prof. Dr. Dr. 
Scholz und Herrn Prof. Dr. Dr. Sandberger 
zu vernehmen. Beweisthema war die 
Darstellung des strukturellen Aufbaus 
und der rechtlichen und gesundheits-
ökonomischen Rahmenbedingungen 
der Universitätsmedizinen. Hierfür er-
hielten die Sachverständigen Gelegen-
heit für ein Eingangsstatement. Im Rah-
men der Befragung durch die Aus-
schussmitglieder zeichneten die Sach-
verständigen ein umfassendes Bild über 
die Strukturen und Herausforderungen 
von Universitätsmedizinen, insbesonde-

Mitglieder der BSPC-Arbeitsgruppe und Sachverständige; Philipp da Cunha, MdL (3. unten rechts),  
Beate Schlupp, 1. Vizepräsidentin (4. oben links)

Philipp da Cunha (rechts) überreicht das Gastge-
schenk an Jarosław Wałęsa vom polnischen Sejm 
(links) 
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re in Bezug auf die Einrichtungen in Ros-
tock und Greifswald, nach.  
 
Die Universitätsmedizinen seien insbe-
sondere vor die Aufgabe gestellt, For-
schung, Lehre und Krankenversorgung 
komplementär zu organisieren. In die-
sem Zusammenhang betonte Prof. Dr. 
Dr. Sandberger die sich daraus ergeben-
den multiplexen Ansprüche an den Lan-
desgesetzgeber. Universitätsmedizinen 
seien in ein komplexes Regelwerk einge-
bunden, das auf der einen Seite aus 
Hochschulrecht und auf der anderen 
Seite aus dem Krankenhausgesetz ein-
schließlich sämtlicher Regularien zur Fi-
nanzierung der Krankenversorgung be-
stehe.  
Mit Blick auf die Aufbauorganisation 
führte er zum Kooperations- und Inte-
grationsmodell und den jeweils unter-
schiedlichen Gestaltungsaufgaben aus. 
Ferner sind die Einflussmöglichkeiten 
des Trägerlandes diskutiert worden.  
 
Herr Prof. Dr. Dr. Scholz hinterfragte ein-
gangs u.a. kritisch die in MV gewachsene 
Krankenhausstruktur und verwies auf 
das dänische Modell. Hierzu erläuterte er 
auch die Synergieeffekte beim Zusam-
menschluss von entfernt liegenden 
Standorten. Auch die strukturelle Zu-
sammenlegung der beiden Standorte 
der Universitätsmedizin Rostock und des 
Klinikums Südstadt Rostock brächte ein 
enormes Synergiepotential mit sich. Ei-
ne Fusion dieser beiden Standorte sei 
notwendig. Denn u.a. diese dezentrale 
Struktur habe in der Vergangenheit zu 
mehreren Problemen geführt, insbeson-
dere die Versorgungsstufe der Universi-
tätsklinik Rostock, Weiterbildung von 
Ärzten oder das Erreichen bestimmter 
Mindestmengen für Behandlungen. Fer-
ner äußerte er sich zur baulichen Situati-
on der Universitätsmedizin Rostock. 
 
Zu diesem Beweisthema wird der Unter-
suchungsausschuss in einer weiteren öf-
fentlichen Sitzung Herrn Prof. Dr. Frosch 
am 3. Juli 2023 vernehmen. 
 

Die Mitglieder der Enquete-Kommission „Jung sein in MV“ erfuhren in Balow wie eine Gemeinde aussieht, 
wenn die Wünsche von Kindern und Jugendlichen berücksichtigt werden. 

Fotos: Landtag MV

Auf die klassische Frage aus der Ver-
kaufsförderung „Darf ’s ein bisschen 
mehr sein?“ gibt es im kleinen Balow be-
zogen auf Beteiligung nur eine Antwort: 
„Ach gern, packen Sie ruhig noch etwas 
drauf!“. 
 
Am 5. Mai 2023 waren die Mitglieder der 
Enquete-Kommission "Jung sein in 
Mecklenburg-Vorpommern" in der Ge-
meinde Balow im Landkreis Ludwiglust-
Parchim zu Gast, um sich dort über die 
Kinder- und Jugendbeteiligung zu infor-
mieren. 
 
Wenn Krimhild Kant, seit 1994 Gemein-
debürgermeisterin, über ihre Gemeinde 
berichtet, merkt man schnell, was per-
sönliches Engagement bewirken kann. 
Am liebsten würde man als Besucher 
gleich mitmischen wollen bei einem der 
Vereine, Initiativen oder Workshops, die 
es so gibt in Balow, einem Dorf mit nur 
325 Einwohnern. Diese seien „positiv von 
Beteiligung gebeutelt und man müsse 
aufpassen, sie nicht zu überfordern“, so 
Krimhild Kant. Eine Aussage, die die Mit-

glieder der Enquete-Kommission nicht 
nur amüsierte, sondern vor allem auf-
horchen ließ.       
 
Bei einem Rundgang durch den Ort und 
in Gesprächen mit Kindern, Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen, die am 
Modellprojekt "Ein Dorf für Kinder – ein 
Dorf für alle" beteiligt waren, wurde ei-
nes deutlich: Jugendbeteiligung verän-
dert das Zusammenleben! 
 
In beeindruckender Weise kann man in 
Balow erleben, was passiert, wenn man 
bei der Gestaltung des Ortes von den 
Bedürfnissen der Kinder und Jugendli-
chen ausgeht und diese einbezieht. Es 
gibt eine Begegnungsstätte, Räume für 
Kultur und Sport, eine von Kindern ge-
staltete Grundschule und selbstgestalte-
te Spielplätze. Und dort, wo sich Kinder 
und Jugendliche wohlfühlen, da sind 
auch Eltern und andere Einwohnerinnen 
und Einwohner engagiert.  
Wegen seines durchdachten und konse-
quenten Beteiligungskonzeptes, von 
dem die Gemeinschaft, aber auch alle 

„Darf‘s ein bisschen mehr –  
BETEILIGUNG – sein?“ 
 
Wie Jugendbeteiligung das Zusammenleben verändert
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Einzelnen profitieren, ist Balow als ein 
Dorf mit Zukunft mehrfach ausgezeich-
net worden. Und der Erfolg gibt ihnen 
Recht: Kinder und Jugendliche lernen, 
wie man mitgestalten und dabei selbst 
wirksam werden kann und was es heißt 
sich gemeinschaftlich einzubringen. 
Und das Beste ist, dass viele ehemalige 
junge Einwohner nach Ausbildung oder 
Studium wieder nach Balow zurückzie-
hen. Von diesem Ansatz könnten andere 
Orte im Land lernen.  
 

Eines habe man festgestellt, so Krimhild 
Kant, Aktivitäten und Engagement wür-
den Fördergelder bewirken, aus denen 
heraus wieder neue Aktivitäten erwach-
sen würden. Allerdings dürfen Ideen nie 
am Geld scheitern. So werde man auch 
das neuste Projekt „Eine Skaterbahn für 
Balow“ gemeinsam mit den Kindern, die 
diese Idee eingebracht haben, beharr-
lich weiterverfolgen, auch wenn der För-
derantrag im ersten Anlauf abgelehnt 
worden sei. Es darf also gern ein biss-
chen mehr sein.  

 
Balow, ein kleines Dorf ganz groß in Sa-
chen Beteiligung im ländlichen Raum. 
„Ein sehr wertvolles und beindrucken-
des Beispiel für lebendiges Gemein-
schaftsleben, Beteiligung, Engagement 
oder eben #mitmischenMV, das in Meck-
lenburg-Vorpommern durchaus Schule 
machen könne.“ Dieses Resümee zogen 
der Vorsitzende Christian Winter und an-
dere Mitglieder der Enquete-Kommissi-
on nach dem Besuch in Balow.  

Die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses bei ihrem Besuch in Oslo.

 

Besuch in Oslo 
 
Wirtschaftsausschuss informierte 
sich in Norwegen 
 
 
 

Am 23. Mai besuchten die Mitglieder 
des Wirtschaftsausschusses das Ver-
kehrsministerium in Oslo und sprachen 
dort mit der Staatssekretärin unter ande-

rem über die Themen E-Mobilität, E-La-
deinfrastruktur, Wasserstoff, Zukunft des 
Schiffsverkehrs und ÖPNV. Im Anschluss 
ging es zum norwegischen Nationalpar-
lament Storting, wo sich die Delegation 
mit den Mitgliedern des Ausschusses für 
Soziales und Arbeit sowie des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Industrie traf. Da-
bei standen insbesondere die Themen 
Energieversorgung, Digitalisierung, Ge-
winnung von Fach- und Arbeitskräften, 
Lohnniveau, Beschäftigungspolitik, Ar-
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beitsmarkt und Qualifizierung im Fokus.  
Danach verfolgten die Mitglieder des 
Wirtschaftsausschusses eine Abstim-
mung im Parlament, die elektronisch 
durchgeführt wurde. In den darauffol-
genden Tagen fanden Gespräche im Mi-
nisterium für lokale Verwaltung und re-
gionale Entwicklung, im Öl- und Ener-
gieministerium, bei  den Unternehmen 
Norway Health Tech, Yara und Gassnova 
sowie bei der Deutsch-Norwegischen 
Handelskammer statt. 
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Die Preisträger des Umweltpreises 2023.

Die Preisträger des Jugendumweltpreises 2023.

Landtagspräsidentin Birgit Hesse

Die Vorsitzende des Ausschusses für Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Umwelt, Dr. Sylva Rahm-Präger

Endlich wieder Umweltpreis! 
Nachdem der Preis aufgrund der Co-
rona-Pandemie aussetzen musste, 
war es am 31. Mai endlich wieder so 
weit: Landtagspräsidentin Birgit Hes-
se und die Jury-Vorsitzende Dr. Sylva 
Rahm-Präger haben im Plenarsaal die 
Siegerinnen und Sieger der Aus-
schreibung 2022/23 ausgezeichnet. 
„Ich freue mich, dass der Landtag den 
Preis in den Kategorien Umweltpreis 
sowie Jugendumweltpreis – corona-
bedingt nach längerer Zeit – wieder 
vergeben und damit die Arbeit der 
Preisträgerinnen und Preisträger för-
dern kann“, begrüßte Landtagspräsi-
dentin Birgit Hesse die Gäste. 
 
 
 

Den mit 15.000 Euro dotierten Umwelt-
preis teilen sich Bürgermeisterin Christi-
ne Jantzen mit dem Projekt „Nachhalti-
ges Denken und Handeln in der Ge-
meinde Kieve“ (7.000 Euro), das Lilien-
thal-Gymnasium Anklam & die BioÖko- 
nomie-Initiative MV“ (4.000 Euro) und 
der Landesanglerverband mit dem Pro-
jekt „Gewässer erleben – LAV Infomobil“ 
(4.000 Euro). Auch der mit 10.000 Euro 
dotierte Jugendumweltpreis hatte drei 
Gewinner: den Schulverein Carolinum 
e.V. in Neustrelitz mit dem Projekt „Schul-
wald Carolinum“ (5.000 Euro), die Förder-
schule Lübz mit dem Projekt „Umwelt- 
und Klimadetektive werden aktiv!“ (2.500 
Euro) und der Jugendbeirat Neustrelitz 
mit dem Projekt „Blue Community Neu-
strelitz“ (2.500 Euro). 
 

Der Umweltpreis stand dieses Mal unter 
der Überschrift „Strategien für nachhalti-
ges Handeln – Für einen schonenden 
Umgang mit Ressourcen“ und wurde 
bereits zum 18. Mal verliehen. 
 
Zweimal in einer Legislaturperiode wird 
der mit 25.000 Euro dotierte Umwelt-
preis des Landtages Mecklenburg-Vor-
pommern zum Gedenken an Ernst Boll 
vergeben. Insgesamt 14 Gruppen, Ver-
bände und Einzelpersonen haben an 
der aktuellen Ausschreibung teilgenom-
men. Mit der Preisvergabe sollen heraus-
ragende Initiativen zum Umwelt- und 
Naturschutz im Land ausgezeichnet und 
bekanntgemacht werden.  
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Umweltpreis 
 
Jeweils drei Preisträger  
haben gewonnen
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Die Bauarbeiten existieren seit mehr 
als drei Jahren im Burgseeflügel. Der 
westliche Teil des Schweriner Schlosses 
wird von der zweiten bis zur siebten Eta-
ge grundlegend saniert. Längst herrscht 
mehr Raumbedarf. Deshalb sehnen 
Landtagspräsidentin Birgit Hesse und 
Landtagsdirektor Armin Tebben der 
endgültigen Fertigstellung des Ta-
gungsbereichs, der Büros und sogar der 
Sanitäranlagen entgegen. Wo vor eini-
gen Jahren Abgeordnete im ehemali-
gen Plenarsaal debattierten, soll Anfang 
2024 neuer Landtagsalltag einziehen. Ei-
ne Baustellenbegehung. 
 
 

Der Ausblick 
 
Ein Geflecht aus Stahlstangen be-
herrscht den ehemaligen Plenarsaal in 
der dritten Etage. Wo sich Holzplanken 
stapeln und Löcher in den Wänden gäh-
nen, soll im ersten Quartal 2024 in einem 
neuen Tagungsbereich wieder Geschäf-
tigkeit regieren. Unter anderem erhält 
die Landespressekonferenz einen neuen 
Raum. Bis zu 170 Besucherinnen und Be-
sucher könnten dann in einem Veran-
staltungsraum Platz nehmen und die 
mehr als 90 Quadratmeter große 
Lounge  nutzen. Zwischen Plenar- und 
Konferenzbereich entstehen zusätzliche 
Büros und Sanitäranlagen. 
Eine Etage höher läuft der Innenausbau 
bereits. Wenn alles klappt, debattieren 
Landtagsabgeordnete Ende 2023 in ei-
nem neuen Fraktionsraum. „Das wird ein 
Riesengewinn für das alltägliche Ge-

schäft mit mehr Platz für Abgeordnete, 
Verwaltung und Veranstaltungen. Der-
zeit wird der seit 2017 fertiggestellte 
neue Plenarsaal mit Landtagssitzungen, 
Ausschüssen und Veranstaltungen in-
tensiv genutzt. Das wollen wir verän-
dern“, sagt Landtagspräsidentin Birgit 
Hesse. 
 
Eine Büroetage im sechsten Oberge-
schoss und Toiletten nahe am Café Niklot 
im zweiten Obergeschoss sind seit 2021 
fertig. Ein weiterer Besprechungsraum 
entsteht im siebten Obergeschoss mit ei-
ner beeindruckenden  offenen Stahlkon-
struktion. Komplexe Anschlussdetails für 
die geplante innenliegende Dachdäm-
mung an die vorhandene Strahlkon-
struktion fordern unterdessen Bauphysi-
ker und das Architektenbüro CRS. 

Besichtigung der Baustelle  
im Burgseeflügel 
 
Landtagsalltag soll Ende 2023 wieder  
im Burgseeflügel einziehen

Landtagsdirektor Armin Tebben und Landtagspräsidentin Birgit Hesse besichtigen die Baustelle im ehemaligen Plenarsaal. 
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Die Herausforderung 
 
Die Baustelle im Burgseeflügel zählt zu 
den größten bautechnischen Herausfor-
derungen. 
Das Planungsteam und die Handwerker 
arbeiten bei laufendem Landtagsbetrieb 
nahe dem Plenarsaal und angrenzenden 
Räumlichkeiten. Architektenbüro CR 
Schwabe und Landtagsverwaltung ko-
ordinieren laute Arbeiten um den lau-
fenden Betrieb herum. Damit die Debat-
ten tagsüber störungsfrei vonstattenge-
hen, passieren geräuschintensive Bauar-
beiten nachts oder in den frühen 
Morgenstunden. 
Kontinuierlich stimmen sich alle Gewer-
ke aufeinander ab und berücksichtigen 
die Gegebenheiten des Gemäuers. Der 
Schlossbrand aus dem Jahr 1913 hatte 

seine Spuren hinterlassen. Die Statik war 
laut Landtagsdirektor Armin Tebben in 
einem schlechten Zustand. Die  Decken-
konstruktion über dem ehemaligen Ple-
narsaal wurde komplett durch eine neue 
Stahlkonstruktion ersetzt.  
Das tonnenschwere Material gelangt 
von außen auf die Baustelle. Ein Lasten-
aufzug hievt alles Notwendige nach 
oben und alles Überschüssige nach un-
ten. Steine wurden segmentweise zwi-
schen den Stahlträgern abgetragen, Trä-
ger feldweise entnommen und ersetzt. 
Die Mauerpfeiler orientieren sich an ih-
rem historischen Original von 1857, er-
hielten aus statischen Gründen einen 
neuen Stahlbetonkern. 
Dazu kamen ungeplante Verzögerun-
gen. Eine fehlerhafte Stahlkonstruktion 
hatte den Bau ins Stocken gebracht und 

zur Kündigung einer Stahlbaufirma ge-
führt. Die Arbeiten pausierten. Eine neue 
Firma ersetzte die Konstruktion mittler-
weile mangelfrei.  
 

Die Kosten 
 
Die Kosten für die Sanierung des Burg-
seeflügels stiegen. Waren für den Um-
bau des alten Plenarsaals ursprünglich 
16,9 Millionen Euro geplant, summieren 
sie sich aktuell auf 21,6 Millionen Euro, 
ausgelöst durch die Corona-Pandemie, 
den russischen Angriffskrieg auf die 
Ukraine und die daraus resultierende 
Energiekrise. Kalkuliert man den Bau des 
neuen Plenarsaals mit ein, liegen die In-
vestitionen bei etwa 47 Millionen Euro.  
 

Das Fazit 
 
Die Schweriner kennen ihr Schloss in 
den vergangenen Jahrzehnten nur ein-
gerüstet. Mit den Bauarbeiten im Burg-
seeflügel könnte die grundlegende Sa-
nierung des Landtagssitzes abgeschlos-
sen sein. Für notwendige Bauunterhalts-
maßnahmen wird es aber immer wieder 
Gerüste am Schloss geben. 
Pünktlich zur Prüfung: Ob das Welterbe 
Komitee ein Schweriner Schloss ohne 
Gerüst sehen wird? Die Unesco-Gutach-
ter machen sich in diesem Jahr unange-
meldet ein Bild, ob die Bewerbung der 
Landeshauptstadt zum Welterbe den 
Anforderungen entspricht.  

Landtagspräsidentin Birgit Hesse und Landtagsdirektor Armin Tebben stehen an der Stelle wo sich im Alten 
Plenarsaal das Präsidium befand.

Großräumige Beratungsräume bieten Platz für die Fraktionen.

Historie trifft auf Moderne - im 4. Obergeschoss sind 
Beratungsräume vorgesehen. 

Im 4. Obergeschoss werden im Boden  
sämtliche Kabel "versteckt".
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Beim Tag der offenen Tür  
am 25. Juni 2023  
wollen Abgeordnete mit  
Bürgern ins Gespräch kommen 
 
 
 

Einmal die Glocke im Plenarsaal 
läuten oder auf einem der Abgeord-
netenplätze sitzen. Beim Tag der offe-
nen Tür im Landtag ist dies möglich 
und sogar gewollt. Gut 15.000 Besu-
cher nutzen jedes Jahr diese Chance: 
Fraktionen kennenlernen, Abgeord-
nete treffen, sich über die Ausschüsse 
informieren oder einfach verborgene 
Winkel des Schweriner Schlosses ent-
decken. Beim Tag der offenen Tür am 
25. Juni 2023 ist all dies zwischen 
10:00 Uhr und 17:00 Uhr möglich.  

Vor dem Weinlaubsaal im Rosengarten 
•  ganztägig Enquete-Kommission „Jung sein in MV" 

 
Bürgerbeauftragter und Landesbeauftragter für Datenschutz 

-  Präsentationen in der Lennéstraße 
 

WIR – Vielfaltsmeile 
Verbände des Demokratie-Bündnisses „WIR. Erfolg braucht Vielfalt“ präsentieren 
sich an mehreren Standorten. 

 
Medienpartner 

-  NDR: Bühne Schlossinnenhof 
-  Ostseewelle: Bühne auf der Schlossbrücke 
-  SVZ: Präsentation in der Lennéstraße 
-  ZDF: Präsentation im Burggarten 
-  Ostseezeitung: Präsentation im Burggarten 

 
Schlossmuseum 

-  ab 10:00 Uhr geöffnet 
 

Schlosskirche 
- ab 10:00 Uhr geöffnet 
 

Goldene Kuppel & Teepavillon 
-  ganztägig Führungen zur Goldenen Kuppel und zum Teepavillon  
-  Anmeldungen am Informationsstand des Landtages  

(Eingang nördlicher Burggarten) 
 

Besonderheiten im Schloss: 
-  Bibliothek, 1. OG 
-  Ältestenratszimmer, 2. OG 
-  Plenarsaal, 3. OG 
-  Präsidialbüro, 3. OG 
-  Baustelle „Konferenzbereich“, 3. OG 
-  Niklot-Statue, 4. OG 

 
Besonderheiten auf der Schlossinsel: 

-  Hüpfburg im Burggarten (beim Rosenhügel) 
 

Bühnenprogramm im Schlossinnenhof 
10:30 Uhr Eröffnung und Gespräch mit der Landtagspräsidentin 
10:45 Uhr Schweriner Spielleute 1990 e.V. 
11:15 Uhr Preisverleihung „Wettbewerb des Welterbevereins“ 
12:00 Uhr Schalmeienkapelle der Freiwilligen Feuerwehr Malchin 
13:15 Uhr Das Schweriner Schloss - Wissenswertes zum Gebäude 
12:30 Uhr Gespräch mit den Fraktionsvorsitzenden 
13:45 Uhr Gespräch mit dem Präsidium des Landtages 
14:00 Uhr Schalmeienkapelle der Freiwilligen Feuerwehr Malchin 
14:15 Uhr Gespräch der Fraktionen zum Thema: „Energiewende –  

Was bedeutet das für MV“ 
15:00 Uhr Band „Sconehead“ 
16:30 Uhr Verabschiedung durch die Landtagspräsidentin 

 
Drehbrücke zum Schlossgarten 

-  Brückenöffnung, 13:00 – 13:20 Uhr 
                                                                                                                                                                                  
Medaillon- und Weinlaubsaal 

-  ganztägige Besichtigung dieser Bereiche über den Burggarten 
 

Präsentationen der Fraktionen  
im Vorhof und im Burggarten:  
 
Präsentationen der Ausschüsse:  
Raum 357 

•  10:00 Uhr Finanzausschuss 
•  11:45 Uhr Sozialausschuss 
•  13:30 Uhr Agrarausschuss 
•  15:15 Uhr Wissenschafts- 

ausschuss 
 
Raum Hof Dornitz 

•  10:00 Uhr Rechtsausschuss,  
Internationale Angelegenheiten  

•  11:45 Uhr Innenausschuss  
•  13:30 Uhr Bildungsausschuss  
•  15:15 Uhr Wirtschaftsausschuss 

 
Raum 360 

•  ganztägig Petitionsausschuss

Programm Tag der offenen Tür des Landtages 2023

Programm

Abgeordnete  
zum „Anfassen“
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www.landtag-mv.de

TAG DER OFFENEN TÜR
im Landtag Mecklenburg-Vorpommern 
Sonntag, 25. Juni 2023 , Eröffnung um 10:00 Uhr

(letzter Einlass 16:30 Uhr)

BLICKEN SIE HINTER DIE KULISSEN  
IM SCHÖNSTEN LANDTAG DEUTSCHLANDS!
Plenarsaal, Büro der Landtagspräsidentin und weitere besondere Räume des Schweriner  
Schlosses besichtigen +++ mit Abgeordneten diskutieren +++ die Arbeit des Landes parlaments 
besser kennenlernen +++ Fraktionen und die Ausschüsse besuchen +++ den Bürgerbeauftragten 
und den Landesbeauftragten für Datenschutz und Informations freiheit treffen +++  
WIR-Vielfaltsmeile +++ das Schlossmuseum erleben +++ die Schlosskirche besichtigen +++  
für musikalische Unterhaltung und das leibliche Wohl ist gesorgt.

Entdecken Sie das Schweriner Schloss und den Burggarten  
als Teil des „Residenzensemble Schwerin“ für die Bewerbung  
zum UNESCO-Weltkulturerbe.

Bereits am Sonnabend lädt der Verein der Freunde des  
Schweriner Schlosses e. V. beim Historischen Schlossfest zur  
Zeitreise in das 19. Jahrhundert ein, als das Schloss noch  
Sitz der mecklenburgischen Großherzöge war.



Hoher Besuch aus dem hohen Norden: Der schwe-
dische Botschafter Per Thöresson hat sich am 4. Mai 
mit Landtagspräsidentin Birgit Hesse zu den pro-
grammatischen Schwerpunkten der schwedischen 
Ratspräsidentschaft ausgetauscht. Noch bis Ende 
Juni steht das Königreich an der Spitze des Rats der 
EU. Besonderes Augenmerk legt Schweden dabei auf 
eine gelingende Energiewende und die Wettbe-
werbsfähigkeit der EU. Am Rande des intensiven Ge-
sprächs blieb Seiner Exzellenz noch die Zeit für einen 
Rundgang durchs Schweriner Schloss und den Ple-
narsaal. 
 
Schenke Leben, spende Blut“ hieß es am 9. Mai im In-
nenhof des Schweriner Schlosses. Im Blutspendemo-
bil des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) konnten Ab-
geordnete des Landtages sowie Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter aus Fraktionen und Landtagsver-
waltung Blut spenden. Etwa 20 Angehörige des DRK 
machten die Aktion möglich. Für die Nachbetreu-
ung und medizinische Überwachung stand ein Ret-
tungswagen bereit. Insgesamt 60 Personen spende-
ten jeweils ca. 500 ml Blut.  
 
Passend zum „Tag der Nachbarschaft“ haben sich 
am 26. Mai die Präsidien und Verwaltungsspitzen 
der Hamburgischen Bürgerschaft und des Landtags 
von Mecklenburg-Vorpommern in Schwerin getrof-
fen. Die Vertreterinnen und Vertreter der beiden Lan-
desparlamente rund um Bürgerschaftspräsidentin 
Carola Veit und Beate Schlupp, 1. Vizepräsidentin des 
Landtages, tauschten sich zu gemeinsamen The-
men wie Redezeitmodellen, Debattenkultur im Ple-
num, Zusammenarbeit im Ostseeraum und moder-
ner Technik in historischen Parlamentsgebäuden 
aus. Zu Letzterem passte ein Rundgang durchs 
Schweriner Schloss, der die Nordländer-Nachbarn 
auch auf die Baustelle im Burgseeflügel führte, in 
dem derzeit neue Büros und Konferenzräume ent-
stehen. 
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